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Allgemeine Chronik

Öffentliche Finanzen

Öffentliche Finanzen

Im März 2020 entschied der Bundesrat aufgrund der ausserordentlichen Situation,
rückwirkend auf den 1. März 2020 und geltend bis zum 31. Dezember 2020 keine
Verzugszinsen auf verspätete Zahlungen der direkten Bundessteuer zu erheben. Vom
20. März 2020 bis zum 31. Dezember 2020 entfallen überdies die Verzugszinsen auf
verspätete Zahlungen der Mehrwertsteuer, besonderen Verbrauchssteuern,
Lenkungs- und Zollabgaben. Von diesen Lockerungen nicht betroffen sind die
Verrechnungssteuer und die Stempelabgaben, deren Verzugszinsen weiterhin
eingefordert werden. 1

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 24.03.2020
ANJA HEIDELBERGER

Direkte Steuern

Der Nationalrat hiess die 1992 eingereichte parlamentarische Initiative Reimann (svp,
AG), welche eine marktkonforme Verzinsung der Verrechnungssteuern verlangte, mit
79 zu 62 Stimmen gut. Demnach sollen natürlichen und juristischen Personen mit
Wohn- resp. Geschäftssitz in der Schweiz im Kalenderjahr, in welchen ein
Rückerstattungsantrag gestellt wurde, die Verrechnungssteuern auch marktgerecht
verzinst werden. Der Bundeskasse würden dadurch Einnahmenausfälle in der Höhe von
CHF 150 Mio. bis 400 Mio. entstehen. Eine Kommission erhielt den Auftrag, bis
spätestens im Frühling 1995 einen Bericht und Antrag zu diesem Geschäft
auszuarbeiten. Der Nationalrat überwies eine Motion (Mo. 93.3528) seiner Kommission
für Rechtsfragen, die den Bundesrat beauftragt, die Wettbewerbsfähigkeit und
Attraktivität des schweizerischen Finanzplatzes im Bereich der Anlagefonds durch
fiskalische Massnahmen zu stärken, nur als Postulat. Das Begehren, welches von links-
grüner Seite angefochten wurde, schlug insbesondere eine EU-kompatible
Ausgestaltung der Verrechnungssteuer vor. 2

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.12.1993
MATTHIAS RINDERKNECHT

Eine parlamentarische Initiative Reimann (svp, AG) hatte im März 1993 die Kommission
für Wirtschaft und Abgaben (WAK) des Nationalrats beauftragt, einen Entwurf zur
Revision des Verrechnungssteuergesetzes auszuarbeiten. Danach sollen zumindest
natürlichen und juristischen Personen mit Sitz in der Schweiz Verrechnungssteuern
künftig verzinst werden, wenn der Fiskus die Verrechnungssteuer nicht innert 60 Tagen
nach dem Antrag zurückerstattet. Im März stellte die WAK zwei Lösungen zur Diskussion.
Während die erste Variante lediglich ein beschleunigtes Rückerstattungsverfahren
anstrebt, sieht die zweite Variante eine Verzinsung ab dem 61. Tag nach Eingang des
Rückerstattungsantrags vor. Beide Vorschläge stiessen in der Vernehmlassung bei den
Kantonen, den Finanzdirektoren und der Bankiervereinigung vorwiegend auf Skepsis.
Neben Steuerausfällen von rund CHF 150 Mio. pro Jahr wurde ein administrativer
Mehraufwand geltend gemacht. In Betracht gezogen wurde der Vorschlag einer
pauschalen Verzinsung. Nach dieser Variante erhielten im Inland wohnhafte natürliche
Personen nicht bloss die Verrechnungssteuer von 35%, sondern einen auf 35,5% oder
36% erhöhten Betrag zurückerstattet. Im November beantragte die nationalrätliche
WAK dem Plenum aus Gründen der Steuerausfälle mit 12 zu 6 Stimmen aber
Nichteintreten auf die Initiative. 3

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 15.11.1995
EVA MÜLLER

Gestützt auf eine parlamentarische Initiative Reimann (svp, AG) von 1993 und im Auftrag
des Ratsplenums hatte die WAK des Nationalrats verschiedene Varianten zur
marktkonformen Verzinsung des Rückerstattungsanspruchs der Verrechnungssteuer
für natürliche und juristische Personen ausgearbeitet und dabei insbesondere auch
eine pauschale Verzinsung geprüft. Danach wäre den im Inland wohnhaften natürlichen
Personen nicht bloss die Verrechnungssteuer von 35%, sondern ein auf 35,5% oder
36% erhöhter Betrag zu erstatten. Eine Kommissionsmehrheit hatte die Kosten für den
Bund auf CHF 180 Mio. beziffert und deshalb im November 1995 mit Rücksicht auf die
Finanzlage des Bundes Nichteintreten empfohlen. In der Frühjahrssession versuchte
die von Georg Stucky (fdp, ZG) angeführte Kommissionsminderheit vergebens, den
Nationalrat dazu zu bewegen, von der WAK eine ausgearbeitete Vorlage zu verlangen.
Der Nationalrat korrigierte seinen vor drei Jahren gefassten Beschluss und trat mit

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 16.04.1996
EVA MÜLLER
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124:40 Stimmen nicht auf die Verzinsungsvorlage ein. Er folgte damit dem Bundesrat,
der sich vehement gegen diese Einnahmereduktion gewehrt hatte. 4

Der Nationalrat gab auf Empfehlung einer Kommissionsmehrheit diskussionslos einer
parlamentarischen Initiative Widrig (cvp, SG) Folge, die verlangte, dass das
Bundesgesetz über die Verrechnungssteuer so zu präzisieren sei, dass
Stockwerkeigentümergemeinschaften einen Anspruch auf Rückerstattung der
Verrechnungssteuer erhalten. Die Eidgenössische Finanzverwaltung hatte die
Rückerstattung der Verrechnungssteuer im Falle von Fonds für gemeinschaftliche
Kosten und Lasten von Stockwerkeigentümern neu geregelt. Danach kann die
Rückerstattung nur noch von den einzelnen Stockwerkeigentümer selbst geltend
gemacht werden, was in den Augen von Nationalrat Widrig kompliziert und
eigentümerfeindlich ist. 5

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 18.12.1998
URS BEER

Da die bevorstehende Einführung des Euro den Kapitalmarkt flüssiger macht, drängte
die EU-Kommission auf eine Steuerharmonisierung innerhalb der EU-Staaten, um den
in ihren Augen schädlichen Steuerwettbewerb zu bekämpfen. In jedem Land sollen
ausländische Kapitalerträge (ausser Dividenden und Gewinne auf Aktienverkäufen) nach
gleichen Prinzipien besteuert werden. Insbesondere auf Druck von Luxemburg soll auch
die Schweiz verpflichtet werden, die Grundelemente der EU-Vorschläge zur
Vermeidung von Steuerflucht zu übernehmen. Ein von der EU-Kommission
vorgeschlagenes «Koexistenzmodell» würde es jedem Staat überlassen, ob Banken den
Behörden eines anderen Landes Informationen über Zinserträge offenlegen oder ob sie
diese Erträge mit einer Quellensteuer von mindestens 20% belegen. Beim Einzug einer
Quellensteuer ergäbe sich mit der Schweiz ein Systemkonflikt. Während die EU die
Zinssteuer bei der Zahlstelle einziehen will – beispielsweise die Bank, wo ein
ausländischer Kunde ein Konto hat –, befolgt die Schweiz das Schuldnerprinzip. Die
Verrechnungssteuer wird bei demjenigen eingezogen, der eine Anleihe emittiert. Ist er
im Ausland, greift die Verrechnungssteuer nicht. Das Eidgenössische
Finanzdepartement war der Meinung, dass die Verrechnungssteuer in der Schweiz eine
ausreichende Kontrolle der Vermögenserträge erlaube und lehnte insbesondere eine
länderübergreifende Meldepflicht unter den Steuerbehörden kategorisch ab. Zu
vertieften Gesprächen mit Finanzexperten der EU soll es anfangs 1999 kommen. 6

GESELLSCHAFTLICHE DEBATTE
DATUM: 24.12.1998
URS BEER

Im November 2015 gab der Bundesrat bekannt, dass er die auf Ende 2015 versprochene
Botschaft zur Revision des Steuerstrafrechts nicht vorlegen werde. Die kritischen
Rückmeldungen aus der Vernehmlassung sowie die Einreichung der Volksinitiative „Ja
zum Schutz der Privatsphäre“ hätten gezeigt, dass die Erfolgschancen dieser Revision
gering seien. Entsprechend werde er die Revision des Steuerstrafrechts zurückstellen. 7

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 04.11.2015
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2017 eröffnete der Bundesrat die Vernehmlassung zu einer Revision des
Verrechnungssteuergesetzes (VStG). Neu soll die Eidgenössische Steuerverwaltung bei
der Rückerstattung der Verrechnungssteuer kulanter sein können. Konkret sollen
natürliche, in der Schweiz ansässige Personen die Rückerstattung ihrer
Verrechnungssteuer auch dann fordern können, wenn sie vor der Rechtskräftigkeit der
ordentlichen Veranlagung nichtdeklarierte Beträge nachdeklarieren oder die
Steuerbehörden ein Versäumnis entdecken. Damit würde die Verschärfung der Praxis
aufgrund zweier Bundesgerichtsurteile rückgängig gemacht. Die Bundesratsvorlage
nahm das Anliegen einer Motion Schneeberger (fdp, BL) auf, die der Bundesrat aufgrund
einer zu wenig expliziten Formulierung der zeitlichen Begrenzung der
Rückforderungsmöglichkeiten zur Ablehnung empfohlen hatte. 

In der Vernehmlassung stiess die Vorlage mehrheitlich auf Zustimmung, gegen einzelne
Bestimmungen gab es jedoch durchaus Einwände von allen Seiten. Insbesondere eine
Ergänzung im erläuternden Bericht, wonach die Rückerstattung nur bei Vorliegen eines
Strafurteils verwirkt werden könne, stiess vor allem bei den Kantonen auf Kritik. Sie
betonten, dass ein Abwarten von Strafurteilen zu jahrzehntelangen Verzögerungen
führen könne und daher nicht praktikabel sei. Zudem befürchteten sie, dass die
kantonalen Behörden dadurch im Zweifelsfall auf ein Strafverfahren verzichten und
eine Rückerstattung gewähren würden. Dadurch müssten sie aber womöglich die
entsprechenden Kosten selber übernehmen, falls die ESTV anschliessend der Ansicht

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 28.06.2017
ANJA HEIDELBERGER
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sei, dass ein Strafverfahren hätte durchgeführt werden müssen. Stattdessen sollen die
kantonalen Verrechnungssteuerämter die Berechtigung erhalten, zu prüfen, ob eine
Nicht- oder Falschdeklaration fahrlässig oder vorsätzlich erfolgte. Umstritten war auch
die eigentliche Raison d’être des betreffenden Artikels, nämlich die Ablauffrist für
entsprechende Anträge: Sollen Nachdeklarationen bis zum Ablauf der Frist für
Einsprachen gegen die Veranlagung möglich sein, wie es der bundesrätliche Vorschlag
vorsah, oder zum Beispiel bis zum Ende der dreijährigen Antragsfrist für
Rückerstattungen, wie es die CVP vorschlug? Uneinig waren sich die
Vernehmlassungsteilnehmenden auch bezüglich der Frage, ob die entsprechende
Regelung rückwirkend und somit auch für die zahlreichen aus diesem Grund
zurückgestellten Fälle gelten soll. Einige Kantone sowie die Finanzdirektorenkonferenz
lehnten die Rückwirkungsklausel ab, da sie zu rechtsungleichen Ergebnissen führen
würde. 
Die SP und einzelne Kantone wiesen zudem darauf hin, dass sich die Deklarationsmoral
seit der Verschärfung der Praxis verbessert hatte, sich mit der aktuellen Änderung aber
vermutlich wieder verschlechtern werde. Die SP gab an, sie unterstütze die Änderung
unter Vorbehalt und bei einer strikten Auslegung der Fahrlässigkeit. Kritischer zeigte
sich der Städteverband, der die Verwirkungsvorschrift nicht aufweichen wollte. Die
Verwirkung solle als Regelfall beibehalten werden und der entsprechende Artikel
bestehen bleiben. Stattdessen sollen die Ausnahmen in einem zweiten Absatz erläutert
werden. Auch der SGB bestand darauf, dass keine Anreize zur Falsch- oder
Nichtdeklaration geschaffen werden, damit die Verrechnungssteuer auch zukünftig
ihren Zweck als Sicherungssteuer erfülle. 8

Luzi Stamm (svp, AG) reichte im September 2016 eine parlamentarische Initiative für
eine Rückkehr zum gemischten Veranlagungsverfahren bei der Festlegung des
Rückerstattungsanspruchs der Verrechnungssteuer ein. Die Initiative sei eine Reaktion
auf die geänderte Praxis der Steuerbehörden, die neu eine Rückerstattung der
Verrechnungssteuer bei Deklarationsmängeln verweigere. Das Kreisschreiben Nr. 40
der ESTV vom März 2014 habe dafür gesorgt, dass eine fehlerhafte Deklaration
unmittelbar zur Verwirkung des Anspruchs auf Rückerstattung führe. Dies führe zu
Rechtsungleichheit, weil kleinere Beträge korrigiert und grössere Beträge geahndet
würden, und verstosse gegen Treu und Glauben. Der Initiant wollte erreichen, dass
Fehler weiterhin durch ein Mitwirken der Steuerbehörden und der Steuerpflichtigen –
dem sogenannten ordentlichen gemischten Veranlagungsverfahren – erkannt, behoben
und mit einer Verfahrensbusse geahndet werden. 
Obwohl der Bundesrat angekündigt hatte, im Sommer eine Botschaft zu dieser
Problematik vorzulegen, wodurch eine zusätzliche Vorlage hinfällig werden könnte, gab
die WAK-NR der parlamentarischen Initiative im Oktober 2017 mit 15 zu 6 Stimmen
Folge. Da der Bundesrat dem Parlament das entsprechende Bundesratsgeschäft bis zur
Behandlung durch die WAK-SR im Juni 2018 jedoch präsentiert hatte, entschied sich
Letztere gegen Folgegeben, was die WAK-NR im Mai 2019 bestätigte. Kurz darauf zog
Stamm seine parlamentarische Initiative zurück. 9

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 23.10.2017
ANJA HEIDELBERGER

In der Schweiz ansässigen, natürlichen Personen soll in Zukunft ihre
Verrechnungssteuer auch rückerstattet werden, wenn sie die mit der
Verrechnungssteuer belasteten Einkünfte oder Vermögen nicht oder falsch deklariert
haben. Voraussetzung ist jedoch, dass die entsprechenden Gelder nachträglich
deklariert werden. Dies beantragte Daniela Schneeberger (fdp, BL) in einer im
September 2016 eingereichten Motion. Damit soll die Entwicklung der
Verrechnungssteuer von einer Sicherungssteuer hin zu einer Strafsteuer korrigiert
werden. Zuletzt hatte die Eidgenössische Steuerverwaltung die Praxis bezüglich der
Rückerstattung der Verrechnungssteuer verschärft, indem diese verwirkt wird, wenn
die Deklaration der entsprechenden Einkünfte erst durch Intervention der
Steuerbehörden erfolgt. Die Motionärin argumentierte, dass mit der Steuererklärung
überforderte Steuerpflichtige nicht mit einer Strafe von 35 Prozent belegt werden
sollen, wenn die Erträge im Veranlagungsverfahren korrekt besteuert werden. Der
Bundesrat erklärte sein Verständnis für das Anliegen, bestand aber darauf, dass die
Rückerstattungsberechtigung nur dann gelte, wenn die Deklaration spätestens bis zur
Rechtskraft der ordentlichen Veranlagung eingehe. Da dies aus der Motion nicht explizit
hervorgehe, beantragte er die Motion zur Ablehnung und beauftragte stattdessen das
EFD, eine Vernehmlassungsvorlage auszuarbeiten, welche Artikel 23 VStG um einen
Rückerstattungsanspruch bei einer Deklaration auf Nachfrage der Steuerbehörde
ergänzen soll. Gemäss dem bundesrätlichen Vorschlag soll aber eine Rückerstattung nur

MOTION
DATUM: 28.02.2018
ANJA HEIDELBERGER
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bei einer noch nicht rechtskräftigen Veranlagung möglich sein.

In der Behandlung der Motion im Nationalrat verwies Schneeberger insbesondere auf
die Dringlichkeit der Vorlage und erklärte, dass eine Annahme der Motion trotz der
Bundesratsvorlage notwendig sei, um dem Bundesrat aufzuzeigen, „wohin das
Parlament möchte”. Eine Ablehnung würde hingegen ein falsches Signal senden.
Finanzminister Maurer versprach hingegen, dass der Bundesrat in den nächsten
Wochen eine entsprechende Botschaft verabschieden werde. Wenn die Büros das
Geschäft rasch zuwiesen, könne die Revision bereits im April von den Kommissionen
behandelt und damit noch im Jahr 2018 abgeschlossen und in Kraft gesetzt werden.
Entsprechend sei eine Annahme der Motion nicht nötig. Zudem betonte Maurer erneut
die Differenz des Bundesratsvorschlags zur Motion bezüglich der zeitlichen
Beschränkung der Nachdeklaration. Dennoch nahm der Nationalrat die Motion mit 133
zu 61 Stimmen an, wobei sich die SP-, die Grünen- und die GLP-Fraktion geschlossen
gegen die Motion aussprachen. 10

Thomas Aeschi (svp, ZG) verlangte in einer Motion Parallelität zwischen den
Verjährungsregeln der Mehrwertsteuer, der Verrechnungssteuer und den
Stempelabgaben herzustellen. Bisher waren bei der Verrechnungssteuer und bei den
Stempelabgaben die Festsetzungsverjährung – also die Frist für die steuerpflichtige
Person, die Selbstveranlagung zu ändern, und diejenige für die Behörden, eine
Steuerforderung festzusetzen – und die Bezugsverjährung – also die Frist für die
Eintreibung der Steuern – rechtlich nicht getrennt aufgeführt worden. Zudem gab es
keine absolute Verjährung, also keine Verjährungsfrist, die nicht unterbrochen werden
konnte und die nicht stillstand. Dadurch konnten Steuerforderungen durch
Verjährungsunterbrechungen „ewig“ aufrechterhalten werden. Aeschi schlug daher vor,
in Übereinstimmung mit dem Mehrwertsteuergesetz bei der Verrechnungssteuer und
bei den Stempelabgaben zwischen Festsetzungs- und Bezugsverjährung zu
unterscheiden und jeweils eine relative Verjährungsfrist – eine Frist, in der allfällige
Anträge auf Festsetzung oder Korrektur der Steuerforderungen eingereicht werden
müssen – von fünf Jahren sowie eine absolute Verjährungsfrist von zehn Jahren
einzuführen. Ebenfalls dem Mehrwertsteuergesetz entsprechend sollten die
Unterbrechungsgründe der Verjährung bei der Verrechnungssteuer und den
Stempelabgaben abschliessend aufgezählt werden. Dies sei nötig, da bei diesen
„Selbstdeklarationssteuern“ ein erhöhtes Bedürfnis nach Rechtssicherheit bestehe,
erklärte der Motionär. Zudem würden damit die Verfahren beschleunigt. Es gebe
überdies keinen Grund, wieso diesbezüglich zwischen den drei
Selbstdeklarationssteuern Unterschiede bestehen sollten. 
Der Bundesrat entgegnete, dass eine solche Änderung den Zweck der
Verrechnungssteuer – die Sicherung der direkten Steuern – unterlaufen würde, weil
dadurch ihre Verjährungsfrist kürzer wäre als diejenige der Kantons- und
Bundessteuern, bei denen die absolute Verjährungsfrist 15 Jahre beträgt. Bei der
Stempelabgabe sei eine Neuregelung aufgrund der geringen Anzahl Betroffener sowie
der automatisierten und unproblematischen Abwicklung nicht notwendig. Zudem könne
es zu vermehrtem Eintritt der Verjährung von Steuerforderungen und zu einer
Verunmöglichung von rechtskonformer Besteuerung kommen. So könnten bei
Verrechnungssteuer und Stempelabgaben bereits jetzt vermehrt Handlungen mit dem
Ziel, die Justizverfahren in die Länge zu ziehen, beobachtet werden, was durch eine
entsprechende Änderung noch verstärkt werden könnte. 

In der Frühjahrssession 2018 behandelte der Nationalrat die Motion, wobei
Finanzminister Maurer zusätzlich zu den bereits schriftlich vom Bundesrat dargelegten
Argumenten darauf hinwies, dass auch der Zeitpunkt im Hinblick auf die laufende
Revision des Verrechnungssteuergesetzes und die Diskussion über die Abschaffung der
Stempelsteuer nicht sinnvoll sei. Falls gewünscht, wäre ein solcher Vorschlag „im
Zusammenhang mit einer möglichen Vorlage zur Stempel- und Verrechnungssteuer“ zu
diskutieren. Knapp nahm die grosse Kammer den Vorstoss dennoch mit 101 zu 92
Stimmen an. Die SVP- und FDP-Fraktionen stimmten der Motion geschlossen, die BDP-
Fraktion teilweise zu. 11

MOTION
DATUM: 06.03.2018
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.23 5ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



Im Mai 2018 behandelte der Nationalrat die Revision des Verrechnungssteuergesetzes
als Erstrat. Für die WAK-NR erörterte Leo Müller (cvp, LU) insbesondere die Änderungen
– respektive die unterlassenen Änderungen – in der vom Bundesrat vorgeschlagenen
Version im Vergleich zur Vernehmlassungsversion: Der Bundesrat habe zwei
Nebenpunkte ergänzt, ein Meldeverfahren für Naturalgewinne, die der
Verrechnungssteuer unterliegen, sowie die Aufhebung von obsoleten Bestimmungen zu
den Arbeitsbeschaffungsreserven. Nicht aufgenommen habe er hingegen die in der
Vernehmlassung vielfach geforderte Möglichkeit, die Nachdeklaration zu einem
späteren Zeitpunkt als vor Einsprachefrist für die Einkommenssteuerveranlagung
vorzunehmen, sowie eine grosszügigere Ausgestaltung der Übergangsregelung. Folglich
beantragte die Kommission mehrheitlich, die Frist auf die Dauer des Veranlagungs-,
Revisions- oder Nachsteuerverfahrens auszudehnen sowie rückwirkend auf alle seit
dem 1. Januar 2014 abgehandelten, noch nicht rechtskräftig abgeschlossenen Fälle zu
beziehen. Schliesslich solle die Gesetzesänderung nicht wie vom Bundesrat gewünscht
auf den 1. Januar 2020, sondern – sofern bis zum 31. Januar 2019 kein Referendum
zustande kommt – rückwirkend auf den 1. Januar 2019 in Kraft treten. Für die linke
Ratshälfte erinnerten Ada Marra (sp, VD) und Regula Rytz (gp, BE) daran, dass nicht klar
sei, wer von dieser Revision betroffen sei und welche finanziellen Auswirkungen sie mit
sich bringen würde. Ursprünglich habe die Verrechnungssteuer einen Ansporn sowie
eine Garantie für die Ehrlichkeit der Steuerzahler dargestellt, dieser Sicherungszweck
sei durch weitere Lockerungen des Gesetzes jedoch gefährdet. Finanzminister Maurer
kritisierte insbesondere die Rückwirkungsklausel, die aus Sicht des Bundesrates nicht
mit der Bundesverfassung konform sei. Zudem sei die Formulierung unklar: Sei das
Übergangsrecht nur auf Fälle anzuwenden, die noch nicht rechtskräftig sind, oder
wären auch bereits rechtskräftige Fälle betroffen? Bezüglich Letzterem musste auch
Leo Müller eingestehen, dass dies in der Kommission zu wenig klar ausdiskutiert worden
sei. Er verwies jedoch auf den Ständerat, der diese Frage nach Annahme der Regelung
im Erstrat noch klären könne. 
Die grosse Kammer beantragte Eintreten ohne Gegenantrag. In der Detailberatung
waren die Fronten klar: Mit 131 zu 54 Stimmen verlängerte der Nationalrat die Frist für
Nachdeklarationen, mit 129 zu 52 Stimmen hiess er die Rückwirkungsklausel trotz
Unklarheiten gut und mit 129 zu 48 Stimmen sprach er sich für eine frühere, ebenfalls
rückwirkende Inkraftsetzung auf Anfang 2019 aus. Erfolglos wehrten sich die SP- und die
Grünen-Fraktion sowie der Genfer FDP-Nationalrat Benoît Genecand (fdp, GE) gegen
die drei Anträge. Genecand enthielt sich in der Gesamtabstimmung der Stimme, so dass
die Vorlage mit 134 zu 48 Stimmen bei 1 Enthaltung dem Zweitrat übergeben wurde. 12

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.05.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Oktober 2017 reichte die WAK-NR mit 15 zu 8 Stimmen eine parlamentarische
Initiative ein, mit der sie eine Aufhebung der Verrechnungssteuer auf inländischen
Obligationen und Geldmarktpapieren erreichen wollte. Alle an in der Schweiz
steuerpflichtige natürliche Personen ausgerichtete Obligationen und Geldmarktpapiere
– also nicht nur solche von Schweizer Emittenten –, die folglich keine AIA-Meldung an
ausländische Staaten nach sich ziehen, sollen von der Verrechnungssteuer auf den
Zinszahlungen befreit werden. Stattdessen soll für sie eine Sicherungssteuer erarbeitet
werden, die kein Meldesystem beinhaltet und folglich mit dem Bankgeheimnis im Inland
vereinbar ist. Juristische Personen in der Schweiz sowie ausländische Steuerpflichtige
sollen jedoch nicht erfasst werden, da diese nicht vom steuerlichen Bankgeheimnis
profitieren. Ihre Bankunterlagen seien somit unter anderem im Rahmen des AIA
einfacher zu erhalten, daher sei keine Sicherungssteuer nötig. Die Ausnahme von
ausländischen Steuerpflichtigen soll zudem verhindern, dass internationale
Finanzmärkte einen Zuschlag für Schweizer Obligationen verlangen. 
Konkret ging es also um einen Wechsel vom Schuldner- zum Zahlstellenprinzip, wie die
WAK-NR in ihrer Medienmitteilung verdeutlichte. Zukünftig sollte nicht mehr der
Schuldner, zum Beispiel eine Obligationen ausgebende Gesellschaft, die
Verrechnungssteuer abziehen und an die ESTV überweisen, sondern die Banken, jedoch
ohne der ESTV Meldung darüber zu erstatten. Letzteres sei denn auch der
Hauptunterschied zur Revision des Verrechnungssteuergesetzes, in der eine freiwillige
Meldung weiterhin möglich sein sollte. Eine Kommissionsminderheit befürwortete die
Behandlung des Anliegens im Rahmen des Zahlstellenprinzips ebendieser Revision des
Verrechnungssteuergesetzes und lehnte folglich die parlamentarische Initiative ab. 
Die WAK-SR gab der Kommissionsinitiative im August 2018 mit 6 zu 4 Stimmen (bei 1
Enthaltung) Folge und lobte sie dafür, dass sie die Weiterentwicklung des Schweizer
Kapitalmarktes ermögliche. In der Folge gab die WAK-NR bekannt, dass mit 16 zu 8
Stimmen entschieden habe, eine Subkommission einzusetzen und mit der Erarbeitung
eines Vorentwurfs in Koordination mit den Arbeiten des Bundesrates zu betrauen. 13

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.08.2018
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.23 6ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



In der Herbstsession 2018 folgte der Ständerat seiner WAK-SR und lehnte die Motion
Schneeberger (fdp, BL) zur Verwirkung der Rückerstattung bei der
Verrechnungssteuer stillschweigend ab. Im Rahmen der Revision des
Verrechnungssteuergesetzes sei die Motion bereits umgesetzt worden, hatte
Kommissionssprecher Bischof (cvp, SO) dem Rat zuvor erklärt. 14

MOTION
DATUM: 10.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2018 beschäftigte sich der Ständerat mit der Revision des
Verrechnungssteuergesetzes, insbesondere mit den drei vom Nationalrat gegenüber
der bundesrätlichen Botschaft geschaffenen Änderungen. Beim «Kernstück der
Revision», wie es Kommissionssprecher Bischof (cvp, SO) ausdrückte, hatte sich die
WAK-SR mit 9 zu 3 Stimmen auf die Seite des Nationalrats geschlagen: Nachmeldungen
sollen nicht nur bis zum Ende der Einsprachefrist zur Veranlagung möglich sein,
sondern auch, solange Veranlagungs- oder Nachsteuerverfahren noch nicht
rechtskräftig abgeschlossen sind, die Veranlagung also noch hängig ist. Diese
Möglichkeit gelte aber nicht endlos, erklärte Bischof dem Rat: Bereits mit der
bisherigen Rechtsetzung sei eine Rahmenfrist von 3 Jahren im Regelfall vorgesehen.
Finanzminister Maurer erachtete diese Änderung als problematisch: Die
Steuerpflichtigen hätten die Pflicht, die Veranlagung zu prüfen, wodurch fahrlässig
verursachte falsche Angaben bereits entdeckt werden sollten. Liesse man den
Steuerpflichtigen aber so viel Spielraum, wie es der Nationalrat und die Kommission
beabsichtigten, würden es einige Personen womöglich «darauf ankommen lassen».
Dann könnten sie die Rückerstattungen der Verrechnungssteuer bei einer allfälligen
Verfahrenseröffnung «in letzter Minute» noch geltend machen und dies als Fehler oder
Unterlassung deklarieren. Auch eine Minderheit Levrat (sp, FR) sprach sich für die
Regierungsvorlage aus. Das Argument der Befürworter der nationalrätlichen Lösung,
wonach die Regelung nur für Fahrlässigkeit, nicht aber für Betrugsabsichten gelte, liess
Levrat nicht gelten: Solche Betrugsabsicht könnten kaum je nachgewiesen werden,
argumentierte er. Trotz dieser Einwände folgte der Ständerat der Mehrheit seiner
Kommission mit 30 zu 13 Stimmen. 
Ein weiterer Streitpunkt betraf das Inkrafttreten des neuen Gesetzes. Aufgrund
verfassungsrechtlicher Bedenken und Unsicherheit darüber, ob eine generelle
Rückwirkung bis zum 1. Januar 2014 – wie sie der Nationalrat beschlossen hatte – auch
für rechtskräftig abgeschlossene Fälle gelten würde, reichte eine Minderheit um Martin
Schmid (fdp, GR) einen Alternativvorschlag ein: Eine Rückwirkung soll dann möglich
sein, wenn «über den Anspruch auf Rückerstattung der Verrechnungssteuer noch nicht
rechtskräftig entschieden worden ist.» Diesem Minderheitsantrag folgte der Ständerat
mit 24 zu 18 Stimmen (bei 1 Enthaltung). Zudem nahm die kleine Kammer einen
Änderungsantrag der Kommission bezüglich der Meldefrist für Gewinne aus Geldspielen
an, da diesbezüglich eine Inkongruenz zum Geldspielgesetz bestanden hatte. In der
Gesamtabstimmung stimmte die Ständekammer der Revision des
Verrechnungssteuergesetzes mit 30 Stimmen bei 11 Enthaltungen zu. 

Noch in der Herbstsession 2018 bereinigten die Räte die Verrechnungssteuerrevision.
Ohne grosse Diskussionen folgte der Nationalrat der kleinen Kammer in allen restlichen
Differenzen und stimmte der Vorlage stillschweigend zu. Mit 38 zu 1 Stimmen (bei 6
Enthaltungen) und 137 zu 55 Stimmen (bei 1 Enthaltung) nahmen die beiden Räte die
Revision in den Schlussabstimmungen an, im Nationalrat sprachen sich die Fraktionen
der SP und der Grünen geschlossen gegen die Vorlage aus. 15

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.09.2018
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2019 präsentierte die fünfköpfige Subkommission «Verrechnungssteuer» unter
Leitung von Leo Müller (cvp, LU) erste Eckwerte ihres Vorschlags zum Wechsel vom
Schuldner- zum Zahlstellenprinzip bei der Verrechnungssteuer. Mit 4 zu 1 Stimmen
schlug sie vor, dass der Systemwechsel in- und ausländische sowie direkte und
indirekte Zinsanlagen betreffen solle, nicht aber inländische juristische Personen,
kollektive Kapitalanlagen sowie ausländische Anleger. Die Verrechnungssteuer solle bei
35 Prozent bleiben und ihre Erhebung möglichst laufend, die Ablieferung an die ESTV
maximal vierteljährlich stattfinden. Die Ablieferung solle durch die Zahlstellen erfolgen,
die dafür haftbar seien, aber gegenüber ihren Kunden über einen Regressanspruch
verfügen und angemessen entschädigt werden sollten. 
Die Subkommission veröffentlichte die Eckwerte ihres Vorschlags unter Zustimmung
der WAK-NR, damit sich der Bundesrat, der an einem ähnlichen Projekt arbeitete,
daran orientieren konnte. Die Kommission verwies jedoch darauf, dass sie diese
Eckwerte noch nicht diskutiert habe und diese für sie entsprechend nicht bindend
seien. 16

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 11.06.2019
ANJA HEIDELBERGER
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Die WAK-SR empfahl mit 6 zu 3 Stimmen (bei 1 Enthaltung) die Ablehnung der Motion
Aeschi (svp, ZG) für eine Parallelität zwischen den Verjährungsregeln der
Mehrwertsteuer, der Verrechnungssteuer und den Stempelabgaben. In ihrer
Argumentation schloss sich die Kommission dem Bundesrat an und erklärte in ihrem
Bericht unter anderem, sie sehe keinen verjährungsrechtlichen Zusammenhang
zwischen den drei Steuerarten. 
In der Sommersession 2019 lehnte der Ständerat die Motion stillschweigend ab. 17

MOTION
DATUM: 13.06.2019
ANJA HEIDELBERGER

In der Herbstsession 2020 behandelte der Nationalrat das Bundesgesetz über
elektronische Verfahren im Steuerbereich. Die SGK-NR hatte in ihrer Vorberatung zwei
weitreichende Änderungen der Vorlage vorgenommen: Hatte der Bundesrat die
elektronische Durchführung von Steuerverfahren unter anderem bei der direkten
Bundessteuer noch als Möglichkeit formuliert, wollte die Kommission die Kantone zur
Einführung einer solchen Möglichkeit verpflichten. Dies stellte denn auch den Grund für
den Nichteintretensantrag Amaudruz (svp, GE) dar: Es sei nicht richtig, Digitalisierung
zu erzwingen; die Steuerzahlenden  sowie die Kantone müssten die Wahlfreiheit haben,
betonte die Minderheitensprecherin. Bundesrat Maurer warb für die bundesrätliche
Kann-Formulierung: Der Bundesrat nehme regelmässig an der
Finanzdirektorenkonferenz statt und tausche sich mit der Konferenz der kantonalen
Steuerdirektoren aus, er werde also die Kantone nicht gegen ihren Willen zu der
entsprechenden Umsetzung verpflichten. Sowohl in der Eintretensabstimmung (148 zu
45 Stimmen) als auch in der Detailabstimmung (139 zu 54 Stimmen) stellte sich der Rat
gegen die SVP-Fraktion und hinter die Formulierung der Kommission. 
Während der bundesrätliche Vorschlag der Kommission in diesem ersten Punkt nicht
weit genug ging, ging er ihr in einem weiteren Punkt hingegen zu weit, nämlich in der
Frage, ob der Bundesrat die elektronische Durchführung von Verfahren, die in seiner
Zuständigkeit liegen – also bei der Mehrwertsteuer, der Stempelabgabe, beim AIA, der
Amtshilfe und der Verrechnungssteuer –, vorschreiben können solle. Diese Kompetenz
wollte die Kommission aus der Vorlage streichen, was bei einer Minderheit Rytz (gp, BE)
auf Widerstand stiess. Man solle hier nicht die Möglichkeit schaffen, dass sich einzelne
Unternehmen der elektronischen Durchführung entziehen könnten, argumentierte
Rytz. Der Finanzminister verteidigte die Möglichkeit des Bundesrates, die Unternehmen
zur Umstellung verpflichten zu können, da sonst in zwei, drei Jahren eine solche
Formulierung neu ins Gesetz eingefügt werden müsste, wenn eine solche Verpflichtung
dann doch erwünscht sein sollte. Wiederum folgte der Rat dem Vorschlag der
Kommissionsmehrheit und lehnte den Minderheitsantrag Rytz mit 111 zu 81 Stimmen (bei
1 Enthaltung) ab. Den Minderheitsantrag unterstützten SP, Grüne und Grünliberale. 
Überdies lagen zwei weitere Minderheitsanträge vor: Eine weitere Minderheit Amaudruz
forderte den Verzicht auf einheitliche Formulare, welche die Kommission wieder
hinzugefügt hatte, nachdem sie der Bundesrat nach der Vernehmlassung gestrichen
hatte. Mit 139 zu 53 Stimmen fand auch dieser Vorschlag ausserhalb der Reihen der
SVP-Fraktion keine Zustimmung. Des Weiteren forderte eine Minderheit Aeschi (svp,
ZG) den Verzicht auf die systematische Nutzung der AHV-Nummern durch die ESTV,
welche neu erlaubt werden sollte. Die Gefahr des Datendiebstahls sei zu hoch, wenn
die AHV-Nummer überall verwendet werde, betonte er. Finanzminister Maurer konterte
hingegen, dass es gerade bei Rentenauszahlungen am sichersten sei, wenn die ESTV
dieselbe Identifikationsnummer verwende wie die AHV-Ausgleichskassen. «Denken Sie
an die hundert Hans Müller», forderte er. Wiederum folgte der Rat mit 139 zu 53
Stimmen der Kommissionsmehrheit. Abschliessend stimmte der Nationalrat der
geänderten Vorlage mit 148 zu 45 Stimmen zu, abgelehnt wurde sie von einer Mehrheit
der SVP-Fraktion. 18

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 21.09.2020
ANJA HEIDELBERGER

Im November 2020 beantragte die WAK-NR einstimmig eine Verlängerung der
Ausarbeitungsfrist für ihre Vorlage zur Aufhebung der Verrechnungssteuer auf
inländischen Obligationen und Geldmarktpapieren bis zur Wintersession 2022.
Zwischen April und Juli 2020 habe eine Vernehmlassung zum Vorentwurf des
Bunderates stattgefunden. Die Kommission plane momentan keine parallelen Arbeiten
zum Projekt des Bundesrates, wolle sich aber durch Verlängerung der Frist die
Möglichkeit aufrechterhalten, die Arbeiten daran wenn nötig weiterführen zu können,
erklärte sie in einer Medienmitteilung. Stillschweigend stimmte der Nationalrat dieser
Verlängerung zu. 19

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 03.11.2020
ANJA HEIDELBERGER
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In der Wintersession 2020 befasste sich der Ständerat mit dem Bundesgesetz über
elektronische Verfahren im Steuerbereich und machte dabei seinem Namen als
Kantonskammer alle Ehre. So korrigierte die kleine Kammer verschiedene vom
Nationalrat eingefügte Änderungen entsprechend den Wünschen verschiedener
Kantone.
Erstens folgte der Rat seiner FK-SR bezüglich der Möglichkeit des Bundesrates, die
elektronische Durchführung von Verfahren auf Bundesebene vorschreiben zu können.
Der Nationalrat hatte diese Verpflichtungsmöglichkeit gestrichen, der Ständerat kehrte
jedoch zur bundesrätlichen Version zurück. Einerseits gehe es hier nicht in erster Linie
um Privatpersonen, die mit der elektronischen Durchführung überfordert wären,
sondern um professionelle Personengruppen, die «eigentlich über das benötigte Know-
how und die Infrastruktur verfügen müssten», betonte Erich Ettlin (cvp, OW) für die
Kommission. Andererseits werde der Bundesrat diese Regelung nicht sofort einführen,
sondern «wenn die Zeit dafür reif ist». Als zweite Differenz zum Erstrat entschied die
kleine Kammer auf Bitte der Finanzdirektorenkonferenz, den Kantonen nur die
Möglichkeit zur vollständigen elektronischen Eingabe zu geben, sie aber nicht dazu zu
verpflichten. Bereits heute nützten nur zwei Kantone noch kein elektronisches
Verfahren, diese würden aber ebenfalls in Kürze nachziehen, erklärte der
Kommissionssprecher. Drittens entschied sich der Ständerat gegen die Formulierung
des Nationalrats zur Vereinheitlichung von Formularen und Datenformaten bei den
Steuererklärungen – die Kantone hätten sich an der entsprechenden Formulierung
gestört, erklärte Ettlin. Stattdessen nahm der Rat einen Kompromissvorschlag beruhend
auf dem Vorschlag der Kantone an und fügte dabei auch einen Passus ein, wonach die
Datenformate in Zusammenarbeit zwischen Bundesrat und Kantonen festgelegt
würden. Stillschweigend folgte der Ständerat dem Bundesrat sowie dem Nationalrat bei
der Frage der Verwendung der AHV-Nummer; im Nationalrat hatte diese Frage zuvor
noch für einige Diskussionen gesorgt. Einstimmig nahm der Ständerat den Entwurf in
der Folge an. 20

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 10.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

Im Juni 2020 hatte das EFD eine Expertengruppe
«Bund/Kantone/Wirtschaft/Wissenschaft» mit der Ausarbeitung eines Berichts zum
Schweizer Steuersystem beauftragt. Konkret sollte sie steuerpolitische Vorschläge zur
Verbesserung der Rahmenbedingungen für den Privatsektor und zur Verbesserung des
Investitionsstandorts Schweiz vorbringen. In dem im Februar 2021 präsentierten
Bericht betonte die Expertengruppe einerseits die Vorteile des Schweizer
Steuersystems, machte aber auch verschiedene Vorschläge für Verbesserungen. Positiv
wurde der Beitrag des Steuersystems zum Erfolg des Wirtschaftsstandorts Schweiz,
aber auch die Steuerkultur in der Schweiz, der vergleichsweise unkomplizierte Zugang
zu den Steuerbehörden sowie der vertrauensvolle Dialog zwischen den verschiedenen
Akteuren hervorgehoben. Zur Aufrechterhaltung dieser Stärken sei eine breite
Bemessungsgrundlage mit tiefen Steuersätzen notwendig, wobei vorwiegend
Einkommen und Konsum besteuert, negative Arbeitsanreize vermieden, aber
nachhaltige Entwicklungen und Innovationen gefördert würden. Zudem solle die
Schweiz eine «Spitzenposition im internationalen Standortwettbewerb» einnehmen.
Als Schwächen des Schweizer Steuersystems machte die Expertengruppe einen Druck
oder gar eine Erosion der Steuerkultur aus und erachtete unter anderem eine
Reduktion, Beseitigung oder Reformation verschiedener Steuern (z.B. Reduktion der
Kapital- und Vermögenssteuer) bei Einführung einer neuen Steuer oder Abgabe für
ungedeckte Kosten für Umwelt und Gesellschaft sowie einer Tonnage Tax, einer
Besteuerung von Reedereien, zur Sicherung der «mittel- bis längerfristig[en] Wohlfahrt
der Schweiz» als nötig. Zudem sollen Finanzierungsneutralität hergestellt, Forschung,
Entwicklung und Innovation gefördert, die Einführung einer dualen Einkommenssteuer
geprüft und die Verlustrechnung ausgebaut werden. 21

BERICHT
DATUM: 04.02.2021
ANJA HEIDELBERGER

In der Frühjahrssession startete der Nationalrat das Differenzbereinigungsverfahren
zum Bundesgesetz über elektronische Verfahren im Steuerbereich. Von drei offenen
Differenzen bereinigte er zwei: Stillschweigend bestätigte die grosse Kammer die
Befähigung für den Bundesrat, die elektronische Durchführung von Verfahren bei den
indirekten Steuern vorschreiben zu können. In der ersten Beratungsrunde hatte sich
der Nationalrat dagegen gewehrt und ein freiwilliges, durch Anreize gefördertes
vermehrt elektronisches Steuerverfahren bevorzugt. Nun pflichtete er jedoch dem
Ständerat ohne Gegenantrag bei. Auch bei der Pflicht der Kantone, einheitliche
Formulare und Datenformate für die Steuererklärung zu verlangen, stimmte der
Nationalrat dem Vorschlag seines Schwesterrats zu. Der Bundesrat wollte eine solche

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 01.03.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Pflicht vollständig streichen, der Nationalrat wollte anfänglich sowohl Formulare als
auch Datenformate vereinheitlichen, um den administrativen Aufwand zu verringern.
Der Ständerat hatte sich jedoch für einen Vorschlag der Kantone entschieden, gemäss
dem Datenformate, nicht aber Formulare zu vereinheitlichen seien. Diesem Vorschlag
pflichtete nun auch der Nationalrat bei.
Offen blieb hingegen die Differenz bezüglich der Pflicht für die Kantone, elektronische
Verfahren anzubieten. Der Nationalrat hatte in der ersten Behandlungsrunde eine
solche Pflicht vorgeschlagen und nun daran festgehalten, obwohl sich die
Kantonskammer dagegen ausgesprochen hatte. Mit 135 zu 51 Stimmen folgte der
Nationalrat der Kommissionsmehrheit und lehnte somit einen Minderheitsantrag Aeschi
(svp, ZG), der mit Verweis auf die unterschiedlichen Geschwindigkeiten und
technologischen Möglichkeiten der einzelnen Kantone auf diese Pflicht verzichten
wollte, ab. Einzig die geschlossen stimmende SVP-Fraktion war dem Antrag von Aeschi
gefolgt. 22

In der Sommersession 2021 bereinigte der Ständerat die verbliebenen Differenzen im
Bundesgesetz über elektronische Verfahren im Steuerbereich. Zuvor hatte die SGK-SR
empfohlen, dem Nationalrat in sämtlichen verbliebenen Punkten beizupflichten. Erich
Ettlin (mitte, OW) erläuterte, es gehe noch um die Frage, ob die Kantone zu
elektronischen Verfahren verpflichtet werden sollen. Der Ständerat und der Bundesrat
hätten hier eine Kann-Formulierung bevorzugt, nun sollten jedoch auch die
verbliebenen zwei Kantone ohne elektronische Verfahren zu deren Einführung
verpflichtet werden, wie es der Nationalrat wünsche. Dabei sei jedoch gemäss ESTV
keine zentrale Software für die Steuerverfahren geplant; die Kantone müssten somit
nicht auf eine andere Software umsteigen. Daniel Fässler (mitte, AI) wehrte sich für
seinen Kanton, einer der beiden «Nachzügler», der gemäss Angaben der Appenzeller
Steuerverwaltung die Umstellung nicht innert ein bis zwei Jahren vornehmen könne.
Damit widersprach er Finanzminister Maurer, der zuvor davon gesprochen hatte, dass
auch die letzten beiden Kantone innert zwei Jahren ihre Verfahren umstellen würden.
Entsprechend sei es möglich, dass der Kanton eine Verlängerung der Umsetzungsfrist
von zwei Jahren benötigen werde. Der Finanzminister beschwichtigte in der Folge die
Appenzeller Bedenken, da den Kantonen keine Vorgaben zur Umsetzung der Pflicht, ein
elektronisches Verfahren anzubieten, gemacht würden. «Es spielt tatsächlich keine
entscheidende Rolle, ob es im einen oder anderen Kanton noch etwas länger dauert»,
betonte er. Die Pflicht an die Kantone sei zwar nicht elegant und föderal, aber man
werde «das dann [...] föderal und elegant umsetzen», versicherte Maurer. Neben
diesem letzten inhaltlichen Aspekt akzeptierte der Ständerat auch eine Ersetzung des
Begriffs «steuerpflichtige Person» durch «antragstellende Person» und die Einführung
des Begriffs «Ersatzpflichtige». Einstimmig (mit 44 zu 0 Stimmen) hiess der Ständerat
das Bundesgesetz über elektronische Verfahren im Steuerbereich in der
Schlussabstimmung gut, der Nationalrat nahm es mit 143 zu 53 Stimmen gegen den
Willen der SVP-Fraktion ebenfalls deutlich an. 23

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 02.06.2021
ANJA HEIDELBERGER

Im August 2021 veröffentlichte die WAK-NR einen weiteren Kommissionsbericht zu
ihrer parlamentarischen Initiative für eine Aufhebung der Verrechnungssteuer auf
inländischen Obligationen und Geldmarktpapieren. Darin erläuterte sie die bisherigen
Arbeiten, seitdem die Initiative im Jahr 2018 auch von ihrer Schwesterkommission
angenommen worden war. Ziel der parlamentarischen Initiative sei es gewesen, das
Anliegen einer Einführung des Zahlstellenprinzips vorwärts zu bringen, nachdem der
Bundesrat sein Projekt dazu sistiert hatte, um das Ergebnis zur Volksinitiative «Ja zum
Schutz der Privatsphäre» abzuwarten. Nachdem die Volksinitiative jedoch
zurückgezogen worden war, hatte die Expertengruppe des Bundes im Oktober 2018 ihre
Arbeit zum Vorentwurf wiederaufgenommen, woran sich auch eine Subkommission der
WAK-NR mit eigenen Eckwerten beteiligt hatte. Da die Regierung im April 2021 ihre
Botschaft für eine Revision des Verrechnungssteuergesetzes vorgelegt habe, könne die
parlamentarische Initiative der Kommission nun abgeschrieben werden. Stillschweigend
folgte der Nationalrat in der Herbstsession 2021 diesem Antrag auf Abschreibung. 24

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 28.09.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Im November 2021 gab der Bundesrat bekannt, das Bundesgesetz über elektronische
Verfahren im Steuerbereich gestaffelt in Kraft zu setzen. Per Anfang 2022 soll der
Bundesrat neu die Kompetenz erhalten, die Unternehmen zu einem elektronischen
Verkehr mit der ESTV zu verpflichten. Eine Einforderung der AHV-Nummern durch die
Versicherungen ist ab September 2022 möglich, so dass die Versicherungsleistungen ab
Januar 2023 bei der ESTV gemeldet werden können. Zudem haben die Kantone zwei
Jahre Zeit zur Umsetzung der neuen Bestimmungen im StHG, das folglich auf den 1.
Januar 2024 in Kraft treten wird. 25

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 03.11.2021
ANJA HEIDELBERGER

Indirekte Steuern

Die EU will die effiziente Besteuerung von Zinserträgen sicherstellen und beabsichtigt,
zu diesem Zweck einen automatischen Informationsaustausch zwischen den
Mitgliedstaaten einzuführen. Um Umgehungen des künftigen EU-Rechts zu vermeiden,
ist sie daran interessiert, dass Drittstaaten gleichwertige Massnahmen anwenden. Diese
Massnahmen bilden Gegenstand der zweiten Runde bilateraler Verhandlungen zwischen
der Schweiz und der EU. Mit der Verrechnungssteuer kennt die Schweiz ein System der
Quellenbesteuerung, das zusammen mit einer moderaten Einkommenssteuer eine
effektive Besteuerung von Zinserträgen sicherstellt. In den Vorgesprächen widersetzte
sich der Bundesrat, sekundiert von der Schweizerischen Bankiervereinigung, wegen des
Bankgeheimnisses vehement einem automatischen Meldeverfahren, wie es die EU
vorsah. Stattdessen schlug er eine Zahlstellensteuer auf ausländischen Zinserträgen vor
und forderte, dass die EU-Lösung auch für die abhängigen und assoziierten Gebiete der
EU-Mitgliedstaaten, insbesondere für die britischen Kanalinseln, gelte. (Siehe auch
hier) 26

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 15.12.2001
MAGDALENA BERNATH

Im Juni verabschiedeten die EU-Aussenminister die verbleibenden Mandate für die
zweite Runde der bilateralen Verhandlungen zwischen der Schweiz und der EU. Eine
Einigung bei der Zinsbesteuerung kam im Berichtsjahr noch nicht zustande. In seiner
Antwort auf eine Interpellation Gysin (sp, BS) schloss der Bundesrat eine allfällige
Ausweitung des Zinsbesteuerungsabkommens mit der EU auf Entwicklungsländer aus.
Die laufenden Verhandlungen mit der EU stellten eine grosse Konzession der Schweiz
dar, die nur vor dem Hintergrund der engen wirtschaftlichen Beziehungen zu verstehen
seien. Anders als in der internationalen Handelspolitik gebe es im internationalen
Steuerrecht keine Meistbegünstigungsklausel; somit würden EU-Nichtmitgliedstaaten
und Entwicklungsländer auch nicht diskriminiert. 27

INTERPELLATION / ANFRAGE
DATUM: 29.11.2002
MAGDALENA BERNATH

Anfang Juni stimmte der EU-Ministerrat dem Staatsvertragsentwurf zwischen der
Schweiz und der EU betreffend die Zinsbesteuerung zu. Das Abkommen basiert auf
dem Grundsatz, dass die Schweiz zugunsten der EU-Staaten einen Steuerrückbehalt von
bis zu 35% erhebt (zunächst 15%, dann 20% und ab 2011 35%) und zu drei Vierteln an
die EU-Staaten zurückführt. Damit stellt die Schweiz einerseits sicher, dass die EU-
Richtlinie über die Zinsbesteuerung nicht über die Schweiz umgangen werden kann,
d.h. dass Zinserträge von EU-Bürgern in der Schweiz effizient besteuert werden.
Andererseits bleiben die Schweizer Rechtsordnung und das Bankgeheimnis gewahrt.
Zwischen der Schweiz und den Mitgliedstaaten der EU wird mit der Anwendung des
Abkommens die Quellensteuer auf Zahlungen von Dividenden, Zinsen und
Lizenzgebühren unter verbundenen Unternehmen abgeschafft und zwar unter
Bedingungen, die grundsätzlich auch EU-intern gelten. Die Schweiz erklärte sich zum
Vertragsabschluss bereit, sobald auch in den anderen Dossiers der Bilateralen II die
noch bestehenden Probleme ausgeräumt sind. (Siehe auch hier und hier) 28

INTERNATIONALE BEZIEHUNGEN
DATUM: 04.06.2003
MAGDALENA BERNATH

In der Wintersession genehmigte das Parlament im Rahmen der Beratungen zu den
Bilateralen Verträgen II zwischen der Schweiz und der EU das Abkommen zur
Zinsbesteuerung und das ergänzende Bundesgesetz. Letzteres umschreibt das
Verfahren und die Organisation, die im Zusammenhang mit dem vorgesehenen
Steuerrückbehalt und der Amtshilfe in Fällen von Steuerbetrug und bei ähnlichen
Delikten verbunden mit der Zinsbesteuerung zur Anwendung gelangen. Nach einer
allgemeinen Aussprache billigte der Ständerat abgesehen von minimen Änderungen die
Vorlage des Bundesrates ohne Gegenstimme. Nachdem die SVP ihren
Nichteintretensantrag zurückgezogen hatte – sie hatte die Vorlage in der
Vernehmlassung als einzige Partei abgelehnt – schuf der Nationalrat beim

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 17.12.2004
MAGDALENA BERNATH
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Zinsbesteuerungsgesetz eine Differenz zur kleinen Kammer: Er beschloss, den
schweizerischen Anteil am Ertrag aus dem EU-Steuerrückbehalt voll der Bundeskasse
zukommen zu lassen, da der administrative Aufwand für die Verteilung von wenigen
Millionen an die Kantone unverhältnismässig wäre; der Bundesrat hatte den Ertrag wie
die übrigen Fiskaleinnahmen zwischen Bund und Kantonen aufteilen wollen. In der
Gesamtabstimmung nahm der Rat das Abkommen und das Bundesgesetz mit 146:11
Stimmen bei 5 Enthaltungen an. In der Differenzbereinigung beharrte der Ständerat auf
seinem Entscheid, 10% des Schweizer Anteils an den Einnahmen aus der neuen
Zinssteuer an die Kantone weiterzugeben; der Nationalrat schloss sich ihm an. Die
Vorlage zur Zinsbesteuerung passierte die Schlussabstimmung im Ständerat mit 42:0
und im Nationalrat mit 171:16 Stimmen bei 4 Enthaltungen; die Opposition kam aus den
Reihen der SVP. (Siehe zu diesem Geschäft auch hier) 29

Im September 2019 forderte Ruedi Noser (fdp, ZH), dass Green-Finance-
Kapitalanlageprodukte, also Anlageprodukte, die eine umweltverträgliche Entwicklung
fördern, von der Verrechnungssteuer und der Stempelabgabe befreit werden sollen.
Der entsprechende Markt in der Schweiz wachse stark – 2018 zum Beispiel um 83
Prozent auf CHF 717 Mrd. – und solle unterstützt werden, damit sich die Schweiz «zu
einem führenden Zentrum» in diesem Bereich entwickeln und damit ein wichtiger
«Beitrag an die Herausforderungen des Klimawandels» geleistet werden könne. Es
bestünden seit Langem Anstrengungen, die Verrechnungssteuer und die
Stempelabgaben abzuschaffen; zumindest für die Green-Finance-Produkte solle dies
nun schnellstmöglich geschehen. 
Der Bundesrat empfahl die Motion zur Ablehnung und verwies stattdessen auf seine
Bemühungen für eine Reform der Verrechnungssteuer sowie auf ein Postulat der UREK-
SR (Po. 19.3951). Aufgrund des Postulats sei er dabei, einen Bericht zur steuerlichen
Entlastung nachhaltiger Finanzprodukte zu erstellen, der abgewartet werden solle. In
der Ständeratsdebatte in der Wintersession 2019 verwies Bundesrat Maurer zudem
darauf, dass die Nachfrage nach solchen Produkten in der Schweiz ihr Angebot deutlich
übersteige und die Nachfrage somit im Moment nicht zusätzlich gefördert werden
müsse. Mit 24 zu 17 Stimmen nahm der Ständerat die Motion dennoch an. 30

MOTION
DATUM: 17.12.2019
ANJA HEIDELBERGER

Erich Ettlin (cvp, OW) störte sich im Dezember 2019 daran, dass Rückzahlungen der
Verrechnungssteuer heute jeweils derjenigen von zwei «verbundenen, vom gleichen
Aktionärskreis beherrschten Gesellschaften» zurückbezahlt werden, welche einen
geldwerten Vorteil erhalten hatte. Erbringt etwa eine Gesellschaft ihrer
Schwestergesellschaft eine Leistung zu einem Preis, der unter dem Marktpreis liegt,
korrigiert die ESTV diesen Preis nach oben. Auf den Betrag dieser Korrektur muss in der
Folge ebenfalls Verrechnungssteuer bezahlt werden. Heute erhält diejenige
Gesellschaft die Rückerstattung der Verrechnungssteuer, welche durch die Leistung
begünstigt wurde – in diesem Beispiel also die Gesellschaft, welche zuvor einen zu
geringen Preis erhalten hatte. Dieses Vorgehen folgt dem sogenannten Prinzip der
Direktbegünstigungstheorie. In der internationalen Praxis, genauso wie im DBG, werde
hingegen die sogenannte Dreieckstheorie angewendet, kritisierte Ettlin. Bei dieser wird
die «Leistung dem Aktionär zugerechnet», somit könnte auch die andere Gesellschaft
die Rückerstattung geltend machen. Die heutige Schweizer Praxis im
Verrechnungssteuergesetz führe nun dazu, dass der Schweizer Investitionsstandort
international weniger attraktiv sei. Entsprechend verlangte der Motionär zukünftig eine
«ausnahmslose» Anwendung der Dreieckstheorie. 
Der Bundesrat lehnte einen solchen Systemwechsel insbesondere aufgrund von
erwarteten Einnahmeausfällen in unbekannter Höhe ab. So bleibe dank der aktuellen
Praxis ein Teil der Verrechnungssteuer auch bei Leistungen «an eine ausländische
Schwestergesellschaft» in der Schweiz. Zudem erhöhe die aktuelle Regelung den Anreiz,
«konzerninterne Preise zu Marktkonditionen festzusetzen», zumal eine Gesellschaft bei
Korrektur der Preise durch die ESTV nicht die gesamte Verrechnungssteuer
zurückerhält. Damit könnten Steuervermeidungspraktiken gedämpft werden – eine
Änderung würde somit zusätzliche Mindereinnahmen bei den direkten Steuern mit sich
bringen. In der Sommersession 2020 folgte der Ständerat stillschweigend einem
Ordnungsntrag Wicki (fdp, NW): Aufgrund der Komplexität des Themas wird die Motion
folglich in der Kommission vorberaten. 31

MOTION
DATUM: 04.06.2020
ANJA HEIDELBERGER
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Anders als der Ständerat, welcher der Motion Noser (fdp, ZH) für eine Ausnahme von
Anlageprodukten, die eine umweltverträgliche Entwicklung fördern, von der
Verrechnungssteuer und der Stempelabgabe zugestimmt hatte, lehnte der Nationalrat
die Motion ab. Im Mai 2020 hatte eine Mehrheit der WAK-NR mit 14 zu 10 Stimmen (bei 1
Enthaltung) aufgrund der schwierigen Definition von nachhaltigen Finanzprodukten
Ablehnung der Motion empfohlen. Dadurch könnte einerseits Greenwashing steuerlich
begünstigt werden, andererseits entstünde den Banken und Zertifizierungsstellen ein
grosser Mehraufwand. Die Minderheit Walti (fdp, ZH) verwies hingegen darauf, dass die
Motion der Schweiz die Möglichkeit biete, ihre Wettbewerbsfähigkeit zu steigern; das
sei zudem die ideale Gelegenheit zur Ausarbeitung einer glaubwürdigen Definition. Mit
139 zu 40 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) lehnte der Nationalrat die Motion gegen den
Willen der geschlossen stimmenden FDP.Liberale- und der GLP-Fraktion ab. 32

MOTION
DATUM: 30.10.2020
ANJA HEIDELBERGER

Da die ESTV keine Verzugszinsen auf verspätete Meldungen der Verrechnungssteuer
erheben, aber Bussen dafür aussprechen könne, komme es vermehrt zu
unverhältnismässigen Bussen bis zu CHF 5'000, kritisierte Daniela Schneeberger (fdp,
BL). Zudem akzeptiere die ESTV noch nicht einmal eingeschriebene Briefe als Nachweis
für die Einreichung der Dokumente. Entsprechend wollte Schneeberger den Bundesrat
mit einer Motion dazu verpflichten, derartige Schikanen im Vollzug beim
Meldeverfahren zur Verrechnungssteuer zu stoppen und die Verhältnismässigkeit
wiederherzustellen. 
Der Bundesrat verwies jedoch darauf, dass das Parlament erst 2016 das frühere
Verzugszinsverfahren durch die Ordnungsbussenregelung ersetzt habe. Die Bemessung
der Bussen komme individuell zustande, wobei die Verhältnismässigkeit gewahrt
werden müsse und gerichtlich überprüft werden könne. Überdies gälten Einschreiben
durchaus als Nachweisvermutung, lediglich in Einzelfällen habe die ESTV nachgewiesen,
dass das Einschreiben nicht die geltend gemachten Formulare enthalten habe. Folglich
könne er keinen entsprechenden Handlungsbedarf erkennen; ein solcher liesse sich
überdies sowieso nicht über eine bundesrätliche Weisung erfüllen. 
Eine nationalrätliche Mehrheit, bestehend aus den Fraktionen der SVP, der
FDP.Liberalen und der Mitte, sah dies jedoch anders und nahm die Motion in der
Herbstsession 2020 mit 107 zu 78 Stimmen (bei 2 Enthaltungen) an. 33

MOTION
DATUM: 17.12.2020
ANJA HEIDELBERGER

Anfang Februar 2021 entschied der Bundesrat, dass Erbinnen und Erben per Anfang
2022 die Verrechnungssteuer von Erbschaftserträgen in ihrem Wohnkanton
zurückfordern können – in dem Kanton also, in dem sie auch ihre Einkommens- und
Vermögenssteuern erfassen und bezahlen. Dies erleichtere die Kontrolle über die
Erfassung und die Rückerstattung der Beträge. Bisher musste die Rückerstattung im
Wohnsitzkanton des Erblassenden beantragt werden. In der zuvor durchgeführten
Vernehmlassung hätten sich 21 Kantone für eine solche Änderung ausgesprochen,
erläuterte der Bundesrat. Drei Kantone hätten sie abgelehnt (AR, BS und VD), unter
anderem weil die neue Lösung den Prüfaufwand neu auf zwei Kantone vergrössere und
die Überprüfung der korrekten Besteuerung erschwere. 34

VERORDNUNG / EINFACHER
BUNDESBESCHLUSS
DATUM: 03.02.2021
ANJA HEIDELBERGER

In der Wintersession 2021 behandelte der Ständerat die Motion Ettlin (mitte, OW) für
eine Änderung der Rückzahlung der Verrechnungssteuer für begünstigte
Unternehmen bei zwei «verbundenen, vom gleichen Aktionärskreis beherrschten
Gesellschaften». Die WAK-SR hatte den Vorstoss im November 2021 knapp mit 4 zu 4
Stimmen bei einer Enthaltung und Stichentscheid von Präsident Pirmin Bischof (mitte,
SO) zur Annahme empfohlen. Die Vorlage müsse aber so umgesetzt werden, dass kein
«Dividend Stripping» – eine Praxis zur Umgehung der Verrechnungssteuer – möglich
sei, forderte die Kommissionsmehrheit. Eine Minderheit Rechsteiner (sp, SG)
anerkannte hingegen die Problematik nicht und erachtete die Motion lediglich als
weiteren Vorteil für die Unternehmen, als Gefahr einer Steuerumgehung sowie als
Möglichkeit für beträchtliche Steuerausfälle. In der Ständeratsdebatte in der
Wintersession erachtete auch Finanzminister Maurer die aktuelle Lösung als besser
«für die Schweiz und ihre Steuereinnahmen» und sprach sich im Namen des
Bundesrates gegen die Änderung aus. Mit 23 zu 17 Stimmen (bei 5 Enthaltungen) nahm
der Ständerat die Motion dennoch an. 35

MOTION
DATUM: 13.12.2021
ANJA HEIDELBERGER
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Im Gegensatz zum Nationalrat, welcher der Motion Schneeberger (fdp, BL) gegen
«Schikanen im Vollzug beim Meldeverfahren zur Verrechnungssteuer» zugestimmt
hatte, lehnte der Ständerat den Vorstoss stillschweigend ab. Die aktuelle Praxis werde
«mit Augenmass» angewendet, Bussen würden nur bei grösseren Verspätungen
ausgesprochen, hatte zuvor die WAK-SR argumentiert und eine Ablehnung der Motion
gefordert. Damit wird die ESTV bei ihrer bisherigen Praxis bleiben. 36

MOTION
DATUM: 16.03.2022
ANJA HEIDELBERGER

Im Mai 2022 setzte sich die WAK-NR mit der Motion Ettlin (mitte, OW) für eine
Änderung der Rückzahlung der Verrechnungssteuer für begünstigte Unternehmen bei
zwei «verbundenen, vom gleichen Aktionärskreis beherrschten Gesellschaften»
auseinander. Die Kommissionsmehrheit erachtete die Umsetzung der Motion als
«regelrechten Blindflug» und fürchtete insbesondere das sogenannte Dividend
Stripping, bei dem eine Aktie kurz vor der Dividendenzahlung verkauft und kurz darauf
wieder zurückgekauft wird, um auf diese Weise Steuern zu hinterziehen. Folglich
beantragte die Mehrheit der WAK die Motion zur Ablehnung und reichte stattdessen ein
gleichlautendes Kommissionspostulat ein, das eine «Auslegeordnung zur
schweizerischen Besteuerungspraxis» in diesem Bereich sowie zu ihren Problemen und
zu möglichen Lösungen aufzeigen soll. Eine Minderheit Walti (fdp, ZH) wollte die Motion
weiterverfolgen, bei ihrer Umsetzung aber ausdrücklich Massnahmen gegen Dividend
Stripping einbauen. In der Herbstsession 2022 lehnte der Nationalrat die Motion mit
105 zu 77 Stimmen ab, sprach sich aber stillschweigend für Annahme des
Kommissionspostulats, das gleichzeitig behandelt wurde, aus. Einzig die Mitglieder der
SVP- und der FDP.Liberalen-Fraktion stimmten der Motion zu. Diese ist somit
erledigt. 37

MOTION
DATUM: 21.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Im Mai 2022 diskutierte die WAK-NR die Motion Ettlin (mitte, OW; Mo. 19.4635) für eine
Änderung der Rückzahlung der Verrechnungssteuer für begünstigte Unternehmen bei
zwei «verbundenen, vom gleichen Aktionärskreis beherrschten Gesellschaften». Der
Motionär störte sich daran, dass in der Schweiz diejenige von zwei verbundenen
Gesellschaften die Rückerstattung der Verrechnungssteuer erhält, welche durch die
Leistung begünstigt wurde, im Ausland aber häufig auch die andere Gesellschaft die
Rückerstattung geltend machen kann. Da dies den Schweizer Investitionsstandort
unattraktiv mache, wollte er die entsprechende Regelung ändern. Die
Kommissionsmehrheit erachtete mehr Informationen zu dieser Frage als nötig und
reichte daher ein Kommissionspostulat ein, mit dem sie einen Vergleich der
schweizerischen Besteuerungspraxis mit denjenigen im Ausland verlangte. Da sie
überdies das sogenannte Dividend Stripping, bei dem eine Aktie zur
Steuerhinterziehung kurz vor der Dividendenzahlung verkauft und kurz darauf wieder
zurückgekauft wird, fürchtete, sollte der Bericht auch das entsprechende
Missbrauchsrisiko und mögliche Lösungen beinhalten. In der Herbstsession 2022 lehnte
der Nationalrat die Motion Ettlin mit 105 zu 77 Stimmen ab, sprach sich aber
stillschweigend für Annahme des Kommissionspostulats aus. 38

POSTULAT
DATUM: 21.09.2022
ANJA HEIDELBERGER

Finanz- und Ausgabenordnung

Im April 2015 stimmte die Kommission für Wirtschaft und Abgaben des Nationalrats
(WAK-NR) mit 14 zu 6 Stimmen bei 1 Enthaltung ihrer Schwesterkommission zu, die im
Sommer 2014 einer parlamentarischen Initiative Niederberger (cvp, NW) Folge gegeben
hatte. Diese fordert einen Abbau von bürokratischen Hürden beim Meldeverfahren
und verlangte unter anderem, dass das Verrechnungssteuergesetz dahingehend
angepasst wird, dass anstelle von Strafzinsen verschuldensabhängige Ordnungsbussen
erhoben werden. Im Zuge einer Änderung des Bundesgesetz über die
Verrechnungssteuer (VStG) wurde die Initiative in der Herbstsession 2015 vom
Ständerat abgeschrieben. 39

PARLAMENTARISCHE INITIATIVE
DATUM: 13.04.2015
DAVID ZUMBACH
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Finanzplan und Sanierungsmassnahmen

Ende September verabschiedete der Bundesrat den Finanzplan 1999-2001, der ohne
Berücksichtigung des Sparprogramms 98 (siehe unten) für 1999 noch Defizite von 6.4
Mrd. (1999), 4.7 Mrd. (2000) und 3.4 Mrd. (2001) vorsieht. Gegenüber dem letztjährigen
Finanzplan 1998-2000 ergibt sich für 1999 und 2000 eine Verschlechterung in der
Grössenordnung von insgesamt einer Milliarde. Die im Rahmen der
Finanzplanbereinigung erzielten Einsparungen wurden durch höhere Darlehen an die
Arbeitslosenversicherung von jährlich rund einer Milliarde mehr als kompensiert.
Weiter mussten die Einnahmeprognosen zum Teil massiv reduziert werden,
insbesondere bei der direkten Bundessteuer, der Verrechnungssteuer sowie bei der
Mineralölsteuer als Folge der Beschlüsse des Parlaments im Zusammenhang mit der
NEAT-Finanzierung. Gemäss Finanzplan 1999-2000 werden die Ausgaben im
Durchschnitt nur noch um jährlich 1,8% ansteigen, was einem realen Nullwachstum
entspricht. Die Einnahmen nehmen jährlich um geschätzte 3,5% zu. Damit zeichnet sich
eine klare Trendwende ab: Defizite und Ausgabenwachstum sollen schrittweise
zurückgehen. Dem Finanzplan liegen insgesamt aber optimistische Annahmen
zugrunde. 40

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 29.09.1997
EVA MÜLLER

Staatsrechnung

CHF 2.8 Mrd. Überschuss – und trotzdem ist niemand so richtig zufrieden. So kann die
mediale und parlamentarische Reaktion auf die Präsentation der Staatsrechnung 2017
zusammengefasst werden. In der Sommersession 2018 behandelte der Nationalrat die
Staatsrechnung 2017 als Erstrat. Dabei präsentierten Mattea Meyer (sp, ZH) und Jean-
Pierre Grin (svp, VD) die ausführlichen Zahlen: Der Bund schloss das Jahr 2017 mit
ordentlichen Einnahmen von CHF 71.087 Mrd. und ordentlichen Ausgaben von CHF
68.288 Mrd. ab. Dieser gute Abschluss war insbesondere auf höhere Einnahmen als
erwartet zurückzuführen. Die Einnahmen überstiegen die Erwartungen um CHF 2.7 Mrd.
und wuchsen im Vergleich zum Vorjahr um CHF 3.6 Mrd. oder 5.4 Prozent an – deutlich
stärker als das nominale BIP mit 1.4 Prozent Wachstum. Der Grund dafür lag vor allem in
den überdurchschnittlich hohen Eingängen bei der Verrechnungssteuer, bei der CHF
2.5 Mrd. mehr eingenommen wurden als im Vorjahr und CHF 2 Mrd. mehr als
veranschlagt. CHF 810 Mio. mehr als budgetiert nahm der Bund bei der direkten
Bundessteuer ein, damit sanken die Einnahmen gegenüber dem Vorjahr jedoch um CHF
113 Mio. Hinzu kamen nichtfiskalische Einnahmen, namentlich die Ausschüttung der SNB
in der Höhe von CHF 568 Mio., sowie ausserordentliche Einnahmen von CHF 177 Mio.
aus Bussen der Wettbewerbskommission und aus Erträgen aus der Swissair-
Nachlassliquidation.
Tiefer als veranschlagt fielen hingegen die Einnahmen der Mehrwertsteuer aus, die zwar
um 2 Prozent auf CHF 22.9 Mrd. angestiegen waren, aber aufgrund des schwachen
Wirtschaftswachstums dennoch CHF 0.4 Mrd. unter den Werten des Voranschlags zu
liegen kamen. Auch die wie üblich stark schwankenden Einnahmen aus den
Stempelabgaben (CHF 2.4 Mrd.) wiesen trotz über 20-prozentiger Zunahme gegenüber
dem Vorjahr CHF 81 Mio. weniger auf, als vorgesehen gewesen war.
Die ordentlichen Ausgaben kamen aufgrund von Budgetunterschreitungen
insbesondere bei der sozialen Wohlfahrt (CHF 333 Mio.), beim Verkehr (CHF 155 Mio.)
sowie bei Bildung und Forschung (CHF 111 Mio.) insgesamt um CHF 380 Mio. unter dem
Voranschlag zu liegen und stiegen im Vergleich zum Vorjahr lediglich um 2 Prozent an. 

Die Differenz zum Voranschlag, in dem der Bundesrat noch ein Defizit von CHF 250 Mio.
erwartet hatte, erklärte Finanzminister Maurer mit den unerwartet hohen Einnahmen
bei der Verrechnungssteuer. „Der Name „Verrechnungssteuer“ sagt es vielleicht schon
ein bisschen: Es ist die Steuer, bei der wir uns am ehesten verrechnen“, scherzte er in
der Sommersession 2018 in der Nationalratsdebatte. Ein Grossteil der
Verrechnungssteuer stamme aus den Dividendenzahlungen der Unternehmen, die
entsprechenden Rückforderungen könnten die Kantone während fünf Jahren,
Unternehmen während drei Jahren stellen. Um möglichst wenig Negativzinsen bezahlen
zu müssen, hätten die Unternehmen im 2017 ausserordentlich wenig
Verrechnungssteuern zurückgefordert – diese Rückforderungen würden aber zweifellos
noch folgen, betonte Maurer. Entsprechend habe man eine Rückstellung von CHF 2
Mrd. gebildet, ohne welche der Überschuss sogar noch höher ausgefallen wäre. 
Diese Rückstellungen gaben in der FK-NR viel zu reden. Begründet wurden sie damit,
dass durch den starken Anstieg der Einnahmen aus den Verrechnungssteuern, nicht
aber derer Rückforderungen, die finanzielle Lage des Bundes zu positiv dargestellt wird.
Die EFK hatte jedoch die Rechtmässigkeit dieser Rückstellungen angezweifelt, da sie
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nicht durch die aktuelle Finanzhaushaltgesetzgebung gedeckt seien. Das EFD erachtete
jedoch Art. 3 des Finanzhaushaltsgesetzes als ausreichende gesetzliche Grundlage für
das Vorgehen und wurde darin von der Mehrheit der FK-NR unterstützt. Die
Rückstellungen wurden jedoch auch in den Medien stark kritisiert. Nationalrätin Mattea
Meyer (sp, ZH) sprach von einem „Buchungstrick“ und unterstellte dem Finanzminister,
damit das nächste Sparprogramm begründen zu wollen. Doch auch von bürgerlicher
Seite kam Kritik: CVP-Präsident Gerhard Pfister (cvp, ZG) sprach von einem
„Paradigmenwechsel“, FDP-Nationalrat Albert Vitali (fdp, LU) fürchtete sich vor einem
Präjudiz und SVP-Fraktionschef Thomas Aeschi (svp, ZG) befürwortete zwar das
Vorgehen in diesem Fall, wollte aber die Rechnungslegung nicht generell anpassen. Der
Finanzminister verwies diesbezüglich jedoch auf eine Motion Hegglin (cvp, ZG), mit
deren Annahme das Parlament gefordert hatte, dass die Rechnungslegung soweit wie
möglich die tatsächlichen Vermögens-, Finanz- und Ertragslage wiedergeben soll. Trotz
dieser vorgängigen Kritik unterstützten die meisten Parteien diese Rückstellungen im
Nationalrat. Die CVP, erklärte Alois Gmür (cvp, SZ), erachte diese Rückstellung zwar als
Umgehung der Schuldenbremse, fordere allerdings schon lange eine „differenzierte
Handhabung der Schuldenbremse“, wobei ihm Margaret Kiener Nellen (sp, BE) für die SP
beipflichtete.
Auf bemerkenswert wenig Kritik stiessen im Nationalrat die von der EFK festgestellten
Fehlbuchungen: 2017 war es bei der Umstellung der EDV zu Abgrenzungsfehlern und
entsprechend zu Fehlbuchungen gekommen, wodurch die Verrechnungssteuer in der
Finanzierungsrechnung 2017 um CHF 178 Mio. zu hoch angegeben worden war. Vor
allem aber stellte die EFK fest, dass seit 2008 Abschreibungen bei Autobahnen und
Immobilien der Armee in der Höhe von insgesamt CHF 957 Mio. fehlten, wodurch die
Erfolgsrechnungen seit 2008 um insgesamt ca. CHF 500 Mio. (oder um 0.8% des
Anlagevermögens) zu gut dargestellt wurden. Die EFK erklärte entsprechend Vorbehalte
bezüglich der Staatsrechnung. Diese Fehler seien in der Staatsrechnung zu berichtigen
und der Bundesversammlung spätestens mit der Botschaft zur Rechnung 2018 zur
Genehmigung vorzulegen, forderte zudem die Finanzkommission. 
Deutlich virulenter diskutiert wurde stattdessen die Tendenz des Bundes, rot zu
budgetieren und schwarz abzuschliessen, wie es der Tages-Anzeiger formulierte.
Insbesondere Nationalrätinnen und Nationalräte der linken Ratshälfte kritisierten, dass
immer wieder umfassende Kürzungen im Voranschlag vorgenommen würden, welche
sich im Nachhinein als unnötig erwiesen: Auch im Voranschlag 2017 nahm das Parlament
gegen den Willen des Finanzministers Querschnittskürzungen bei Personal und
Informatik in der Höhe von CHF 130 Mio. vor. In einer Mehrheit der bürgerlichen
Wortmeldungen wurde jedoch auf die grossen Projekte mit hohen Kosten hingewiesen,
die 2017 budgetiert, jedoch aufgrund von Volksentscheiden nicht umgesetzt worden
seien – die Rede war allen voran von der Altersvorsorge 2020 und der USR III. Da diese
Projekte momentan im Parlament hängig seien, zukünftig jedoch kommen würden,
würden hohe Kosten anstehen – dem aktuellen Überschuss sei somit nicht zu viel Wert
beizumessen. Sinnbildlich scheint diesbezüglich das Fazit von Franz Grüter (svp, LU) zu
sein: „Wir haben hier ein sehr positives Ergebnis, dürfen uns aber nicht zu fest darüber
freuen.“ 
Einstimmig nahmen der Nationalrat (mit 185 zu 0 Stimmen) – und einige Tage später
auch der Ständerat (mit 39 zu 0 Stimmen) – den Entwurf des Bundesrates zur
Staatsrechnung 2018 an. 41

Im Rahmen der Staatsrechnung 2018 korrigierte der Bundesrat auch die Fehler der
Staatsrechnung 2017. Dazu nahm er ein Restatement, also eine Neubewertung der
betroffenen Bilanzpositionen und eine Korrektur der Bilanz, Erfolgs- und
Finanzierungsrechnung 2017 vor. Die Fehler betrafen die Verrechnungssteuer sowie die
Bewertung der Nationalstrassen und Rüstungsbauten. 
Der verspätete Beginn der Abschreibung einzelner Strassenabschnitte vor 2008 führte
zwischen 2008 und 2017 insgesamt zu fehlenden Abschreibungen in der Höhe von CHF
1'107 Mio. In Kombination mit der fehlenden Berücksichtigung von Kantonsanteilen über
CHF 595 Mio. und rückwirkenden Abschreibungen über CHF 206 Mio. führte dies zu
einem um CHF 718 Mio. zu hohen Eigenkapital, wovon Korrekturen in der Höhe von CHF
153 Mio. direkt auf die Erfolgsrechnung 2017 entfielen, während der Rest über eine
Reduktion des Eigenkapitals per 1.1.2017 verbucht wurde. 
Rüstungsbauten von Armasuisse waren per 31. Dezember 2017 mit CHF 117 Mio.
überbewertet, CHF 110 Mio. stammten aus den Jahren vor 2016 und wurden ebenfalls
direkt über das Eigenkapital korrigiert. Die übrigen CHF 7 Mio. wurden im Rahmen der
Abschreibungen in der Erfolgsrechnung korrigiert. 
Bei der Verrechnungssteuer mussten einerseits im Rahmen der Erfolgsrechnung die
mutmasslichen Debitorenverluste um CHF 172 Mio., andererseits das Ergebnis der
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Finanzierungsrechnung wegen tieferer Verrechnungssteuer-Einnahmen,
Rückstellungen, Kantonsanteilen an der Verrechnungssteuer und Verzugszinsen um CHF
178 Mio. nach unten korrigiert werden. 
Insgesamt lag das Eigenkapital per Ende 2017 somit etwa CHF 1 Mrd. tiefer
(Verrechnungssteuer: CHF -172 Mio., Nationalstrassen: CHF -718 Mio., Rüstungsbauten:
CHF -117 Mio.) und das Ergebnis der Finanzierungsrechnung um CHF 178 Mio. tiefer als
bei der ersten Version der Staatsrechnung 2017. 42

Bereits im März 2020 publizierte der Bundesrat wie üblich seinen Bericht zur
Staatsrechnung 2019. Darin stellte er ordentliche Einnahmen von CHF 74.47 Mrd.
ordentlichen Ausgaben von CHF 71.41 Mrd. gegenüber und berichtete somit ein
ordentliches Finanzierungsergebnis von CHF 3.06 Mrd. Dies sollte insofern erstaunen,
als Bundesrat und Parlament beim Voranschlag noch mit einer deutlich positiveren
Wirtschaftsentwicklung gerechnet hatten, als tatsächlich eintraf. So lag das tatsächliche
reale BIP-Wachstum (0.9 Prozent) 1.1 Prozentpunkte unter dem veranschlagten realen
BIP (2 Prozent), das nominelle BIP gar 1.4 Prozentpunkte unter dem erwarteten. Die
Vorgaben der Schuldenbremse konnten damit deutlich übertroffen werden. Zusammen
mit ausserordentlichen Einnahmen für Erlöse in der Höhe von CHF 541 Mio. (aus der
Auktion der 5G-Mobilfunkfrequenzen, Bussen der Wettbewerbskommission sowie
Einnahmen aus der Nachlassliquidation der Swissair) schloss der Bund das Jahr 2019
somit mit einem Finanzierungsergebnis von CHF 3.6 Mrd. ab. Die ausserordentlichen
Einnahmen wurden wie üblich auf das Amortisationskonto der Schuldenbremse
gebucht, das nun CHF 3.4 Mrd. aufweist – was sicherlich im Rahmen der Diskussion um
die Verbuchung der Kosten der Corona-Krise, die allenfalls auf das Amortisationskonto
gebucht werden könnten, relevant werden wird. Auch die Senkung der Bruttoschulden
um weitere CHF 2.5 Mrd. auf CHF 96.9 Mrd. sollte sich früher als erhofft als relevant
herausstellen.

Der unerwartet hohe Überschuss – budgetiert worden war ein Überschuss von CHF 1.2
Mrd. – beruhte sowohl auf höheren Einnahmen (+1.2%) als auch auf tieferen Ausgaben
(-1.3%) im Vergleich zum Budget. Wie bereits im Vorjahr zeigten sich vor allem die
hohen Einnahmen bei der Verrechnungssteuer (+1.3 Mrd.) sowie bei der direkten
Bundessteuer (+0.5 Mrd.) für die Mehreinnahmen verantwortlich. Auch die tieferen
Einnahmen bei der Mehrwertsteuer (-0.9 Mrd.) verglichen mit dem Voranschlag konnten
bereits im Vorjahr beobachtet werden. Die Höhe der Minderausgaben entsprach dem
zehnjährigen Durchschnitt. Obwohl die Ausgaben tiefer lagen als budgetiert, stiegen sie
im Vergleich zum Vorjahr um 1.2 Prozent (CHF 0.8 Mrd.), was insbesondere auf einen
Anstieg der Ausgaben für die Sicherheit (+CHF 0.4 Mrd.), für Bildung und Forschung
(+CHF 0.3 Mrd.) sowie für die Energie (+CHF 0.5 Mrd.) zurückzuführen war.
Auch die Erfolgsrechnung verzeichnete einen Überschuss von CHF 6 Mrd., der durch
das gute operative Ergebnis (+CHF 4 Mrd.) und das positive Ergebnis aus Beteiligungen
(+CHF 2.7 Mrd.) zustandekam. Die Investitionsrechnung schloss mit Nettoinvestitionen
über CHF 10.2 Mrd., wobei die Investitionsausgaben um 0.4 Prozent angestiegen waren,
sich die Investitionseinnahmen hingegen mit einer Verringerung um 42.8 Prozent
beinahe halbiert hatten. Dies führte der Bundesrat jedoch auf hohe einmalige
Investitionen im Jahr 2018 insbesondere für die SIFEM und einen Übertrag beim NAF
zurück. 

Auch im Jahr 2019 stiegen die Einnahmen aus der Verrechnungssteuer (CHF 8.3 Mrd.)
um 5 Prozent gegenüber dem Vorjahr und kamen um CHF 1.3 Mrd. höher zu liegen, als
budgetiert worden war (CHF 7 Mrd.). Jedoch waren nicht nur die Einnahmen, sondern
auch die Ausgaben der Verrechnungssteuer deutlich stärker angestiegen als im Vorjahr.
Um der Tatsache, dass diese Einnahmen nicht in demselben Jahr, wie sie erhoben
wurden, sondern erst in den Folgejahren zurückgefordert werden, stärker Rechnung zu
tragen, berechnete der Bundesrat die Rückstellungen zur Verrechnungssteuer im Jahr
2019 erstmals aufgrund einer neuen Bewertungsmethode. Gleichzeitig nahm er ein
Restatement der Rückstellungen des Vorjahrs vor, um die Vergleichbarkeit zwischen
den Jahren zu gewährleisten. Entsprechend wurden die Rückstellungen für das Jahr
2018 um CHF 7.8 Mrd. und die Einnahmen aus der Verrechnungssteuer 2018 um CHF
200 Mio. erhöht. Werden die Einnahmen seit 2007 korrigiert, ergibt sich dadurch eine
Reduktion der Einnahmen um CHF 1.9 Mrd., welche von dem Gesamtbetrag auf dem
Ausgleichskonto der Schuldenbremse abgezogen wurde. 43
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Anders als in «normalen» Jahren behandelte das Parlament die Staatsrechnung 2019
in der Wintersession 2020 zusammen mit dem ordentlichen zweiten Nachtrag zum
Voranschlag 2020 sowie mit dem Voranschlag 2021. Die Kommissionssprecher Roland
Fischer (glp, LU) und Jacques Nicolet (svp, VD) präsentierten dem Rat die Rechnung
2019 und erklärten, die Verzögerung in der Behandlung der Staatsrechnung sei dadurch
entstanden, dass die Subkommissionen der Finanzkommission im Frühjahr nur
eingeschränkt oder gar nicht hätten tagen können. Nicolet wies auf den erfreulichen
strukturellen Überschuss von CHF 3.1 Mrd. hin, der zudem CHF 2.2 Mrd. höher liege, als
budgetiert worden sei, was auf höhere ordentliche Einnahmen (+CHF 918 Mio.) sowie
auf tiefere ordentliche Ausgaben (-CHF 920 Mio.) verglichen mit dem Budget
zurückgeführt werden könne. Bereits im Jahr 2019 gebe es aber Anzeichen für ein
Abflachen der Wirtschaft in der Schweiz, was unter anderem an den um CHF 1 Mrd.
tieferen Einnahmen bei der Mehrwertsteuer im Vergleich zum Voranschlag 2020
erkennbar sei. Die Kommissionssprecher erläuterten zudem, dass der Bundesrat in der
ersten Nachmeldung zum Voranschlag 2021 beantragt hatte, den budgetierten
strukturellen Überschuss ausnahmsweise dem Amortisationskonto der Schuldenbremse
gutzuschreiben – auf diesem werden normalerweise nur die ausserordentlichen
Überschüsse und Fehlbeträge verbucht. Dieses würde anschliessend einen Betrag von
CHF 4.8 Mrd. aufweisen, welcher für den Abbau der ausserordentlich verbuchten
Corona-Defizite verwendet werden könnte. Der nicht budgetierte Teil des strukturellen
Überschusses sollte hingegen wie gewöhnlich auf das Ausgleichskonto gebucht werden,
das direkt für den Schuldenabbau verwendet wird und in der Folge CHF 27.7 Mrd.
aufweisen würde. Dies sei kein «buchhalterischer Trick», «aber eine buchhalterische
Massnahme, um die ausserordentlichen Schulden etwas kleiner zu halten», ergänzte
Finanzminister Maurer die Ausführungen. Die Fraktionssprecherinnen und -sprecher
zeigten sich mit dem Vorgehen einverstanden und der Nationalrat hiess die
Staatsrechnung 2019 einstimmig mit 180 zu 0 Stimmen gut. Auch die Rechnung des
Bahninfrastrukturfonds 2019 war unbestritten und wurde mit 183 zu 1 Stimme
abgesegnet. Die einzige Gegenstimme stammte von Roger Köppel (svp, ZH). Auch im
Ständerat waren die beiden Rechnungen unbestritten, beide wurden einstimmig mit 39
zu 0 Stimmen gutgeheissen. 44
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Im März 2020 präsentierte der Bundesrat die Staatsrechnung 2020, die aufgrund der
Corona-Pandemie ein bisher ungekanntes Ausmass annahm. So schloss der Bund das
Corona-Jahr 2020 mit einem Finanzierungsdefizit von CHF 15.8 Mrd. ab. Die
ordentlichen Einnahmen waren weniger stark gesunken, als man zu Beginn der
Pandemie vermutet hatte, sie lagen «nur» CHF 2.6 Mrd. tiefer als im Vorjahr (-3.4%),
jedoch CHF 3.7 Mrd. tiefer als budgetiert. Besonders stark von der Pandemie betroffen
war dabei die Verrechnungssteuer (-CHF 3.1 Mrd.), die in den letzten Jahren jeweils zu
hohen Überschüssen geführt hatte. Zudem blieben sämtliche Verbrauchssteuern,
insbesondere die Mehrwertsteuer (-CHF 400 Mio.), deutlich unter den Werten des
Vorjahrs. Ein Anstieg konnte hingegen bei der direkten Bundessteuer verzeichnet
werden (+CHF 878 Mio.), da diese auf den Einkommen und Gewinnen des Jahres 2019
beruht. 
Die ordentlichen Ausgaben überschritten die Werte des Vorjahrs trotz der hohen
Ausgaben zur Bekämpfung der Pandemie zwar nur um CHF 1.7 Mrd. (+2.4%), dies lag
jedoch daran, dass ein Grossteil der Corona-bedingten Ausgaben (CHF 14.7 Mrd.) als
ausserordentliche Ausgaben verbucht wurden. Den Grossteil davon machten Ausgaben
für Kurzarbeitsentschädigungen (CHF 10.8 Mrd.) und für Erwerbsersatz (CHF 2.2 Mrd.)
aus. Neben diesen Ausgaben ging der Bund zudem Bürgschaften und Garantien über
CHF 17 Mrd. ein, wobei weder bei den Ausgaben (CHF 31 Mrd.) noch bei den
Bürgschaften (CHF 43 Mrd.) sämtliche gesprochenen Kredite ausgeschöpft worden
waren. Den Anstieg der ordentlichen Ausgaben führte der Bundesrat insbesondere auf
die STAF (+CHF 1.6 Mrd.) zurück. 
Die schlechtere wirtschaftliche Lage – das reale BIP sank im Vergleich zum Vorjahr um
2.9 Prozent – erlaubte dem Bund ein ordentliches Defizit von CHF 2.9 Mrd., so dass
Ende des Jahres ein struktureller Überschuss von CHF 1.6 Mrd. resultierte. Statt
diesen gesamten Überschuss wie üblich dem Ausgleichskonto gutzuschreiben, wollte
der Bundesrat – wie bereits bei der Staatsrechnung 2019 – den budgetierten
Überschuss von CHF 419 Mio. auf das Amortisationskonto übertragen. Hatte Letzteres
Ende 2019 noch einen Überschuss von CHF 4.3 Mrd. aufgewiesen, lag hier nun ein
Fehlbetrag von -CHF 9.8 Mrd. vor. 
Finanziert worden waren die Bruttoschulden des Bundes im Jahr 2020 durch eine
Erhöhung der Verschuldung (+CHF 6.6 Mrd., totale Bruttoschulden: CHF 103.6 Mrd.) und
durch eine Reduktion des Finanzvermögens (-CHF 8.8 Mrd.). Unter anderem baute der
Bund liquide Mittel über CHF 9.6 Mrd. ab. 45
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In der Sommersession 2021 behandelte das Parlament die Staatsrechnung 2020. Im
erstberatenden Ständerat präsentierte Kommissionssprecher Hegglin (mitte, ZG) die
Zahlen zu diesem ausserordentlichen Rechnungsjahr und verwies dabei insbesondere
auf die CHF 16.1 Mrd., welche der Bund Corona-bedingt schlechter abschloss, als
veranschlagt worden war. Daneben stellte er auch die grossen Einnahmerückgänge –
insgesamt sanken die Einnahmen im Vergleich zum Vorjahr um 3.4 Prozent – in den
Mittelpunkt: Die Einnahmen der Mehrwertsteuer (-1.8%), der Verrechnungssteuer (-
37.5%) oder der Mineralölsteuer (-6%) nahmen allesamt deutlich ab. Nach einer kurzen
Debatte darüber, was nun mit den Schulden auf dem Amortisationskonto geschehen
soll, hiess der Ständerat die Staatsrechnung 2020, die Rechnung des
Bahninfrastrukturfonds 2020 sowie die Rechnung des NAF 2020 einstimmig (mit jeweils
44 zu 0 Stimmen) gut.

Etwas mehr zu reden gab die Staatsrechnung einige Tage später in der grossen Kammer.
«[...] La période des vaches grasses est révolue», fasste Kommissionssprecher
Gschwind (mitte, JU) die aktuelle Finanzsituation mit einem Defizit von CHF 15.8 Mrd.
zusammen. Dennoch hätten die Vorgaben der Schuldenbremse mit einem strukturellen
Überschuss von CHF 1.7 Mrd. erfüllt werden können, allerdings nur aufgrund der in der
Schuldenbremse vorgesehenen Möglichkeit, Ausgaben ausserordentlich zu verbuchen –
im Jahr 2020 wurden CHF 14.7 Mrd. ausserordentlich auf das Amortisationskonto
gebucht. Die Bruttoschulden des Bundes stiegen Corona-bedingt um CHF 6.6. Mrd. an,
die Schuldenquote liegt neu bei 14.7 Prozent des BIP, wie der zweite
Kommissionssprecher Egger (svp, SG) ergänzte. In der Folge schwankte die Beurteilung
der Situation zwischen «schwindelerregende Zahlen» respektive einem «Horrorfilm»
(Guggisberg, svp, BE), und «in vielerlei Hinsicht ein erstaunlich normales Jahr»
(Wettstein, gp, SO) respektive «von der Spannung beim Lesen [...] schon eher mit einem
Telefonbuch vergleichbar» (Siegenthaler, mitte, BE). Gemeinsam hatten die
Sprechenden, dass sie mit Spannung den Vorschlag des Bundesrates zum Abbau dieser
Schulden auf dem Amortisationskonto im Herbst 2021 erwarteten. Finanzminister
Maurer kündigte diesebezüglich eine Vernehmlassung zur Änderung des
Finanzhaushaltsgesetzes an. Trotz dieser unterschiedlichen Beurteilungen der Situation
war die Annahme der Staatsrechnung nicht umstritten: Mit 181 Stimmen nahm der
Nationalrat die Staatsrechnung 2020 ohne Gegenstimmen, aber mit Enthaltung von
Stefania Prezioso (egsols, GE) an. Einzelne Gegenstimmen gab es hingegen bei der
Rechnung des Bahninfrastrukturfonds 2020 (180 zu 3 Stimmen bei 1 Enthaltung) sowie
bei der Rechnung des Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds 2020 (180 zu
3 Stimmen bei 2 Enthaltungen). 46
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Nach dem Rekorddefizit von CHF 15.8 Mrd., das der Bund im Vorjahr aufgrund der
äusserst hohen Corona-Ausgaben zu beklagen hatte, wurde auch für die
Staatsrechnung 2021 ein relativ hohes Finanzierungsdefizit erwartet. Mit CHF 12.2 Mrd.
blieb dieses im Jahr 2021 jedoch deutlich unter dem Wert des Vorjahres – war damit
aber immer noch deutlich höher als das dritthöchste Defizit seit 1990, das mit CHF 7.8
Mrd. im Jahr 1993 verzeichnet worden war. Begründet wurden die roten Zahlen 2021
vom Bundesrat erneut mit den Corona-Ausgaben in der Höhe von CHF 14.1 Mrd., von
denen CHF 12.3 Mrd. als ausserordentliche Ausgaben verbucht wurden. Beim
ordentlichen Haushalt resultierte hingegen gar ein struktureller Überschuss:
Ordentlichen Einnahmen von CHF 74.5 Mrd. standen ordentliche Ausgaben von CHF
76.0 Mrd. gegenüber. Damit lag das ordentliche Finanzierungsdefizit von CHF 1.4 Mrd.
rund CHF 300 Mio. unter dem gemäss Schuldenbremse erlaubten Defizit. 
Die ordentlichen Einnahmen nahmen gegenüber dem Vorjahr um CHF 4 Mrd. oder 5.6
Prozent zu, was der Bundesrat vor allem auf die höheren Einnahmen bei der
Mehrwertsteuer (+CHF 1.4 Mrd.) und bei den direkten Bundessteuern (+CHF 1.2 Mrd.)
sowie auf die höhere Gewinnausschüttung der SNB (+CHF 0.7 Mrd.) zurückführte. Trotz
gesunkener Verrechnungssteuereinnahmen (-CHF 0.3 Mrd.), die zudem deutlich unter
dem Voranschlag zu liegen kamen (-CHF 3.0 Mrd.), musste der Bund erneut
Rückstellungen vornehmen, um spätere Rückforderungen der Verrechnungssteuer
bezahlen zu können. Letztere blieben nämlich auch im Jahr 2021 relativ tief. Bei der
Verrechnungssteuer nahm der Bundesrat auch ein Restatement, also eine Umbuchung
einer bereits abgeschlossenen Buchung, CHF 5.5 Mrd. vor, die 2020 auf dem
Ausgleichskonto verbucht worden war: Die Rückstellungen für die Verrechnungssteuern
seien um diesen Betrag zu tief bilanziert worden, weshalb sie in der Bilanz nun
entsprechend erhöht werden müssten. 
Die grössten Ausgaben (ohne Corona-Ausgaben) nahm der Bund im Bereich der
sozialen Wohlfahrt vor, für die er CHF 30 Mrd. und damit CHF 6 Mrd. weniger einsetzte
als noch im Vorjahr, aber CHF 4 Mrd. mehr als budgetiert. Diesen Anstieg begründete

BUNDESRATSGESCHÄFT
DATUM: 30.03.2022
ANJA HEIDELBERGER

01.01.65 - 01.01.23 19ANNÉE POLITIQUE SUISSE — AUSGEWÄHLTE BEITRÄGE DER SCHWEIZER POLITIK



der Bundesrat insbesondere mit höheren Altersrenten (+CHF 209 Mio.) sowie mit
höheren Mehrwertsteuereinnahmen und somit höheren Mehrwertsteuerbeträgen für
die AHV (+CHF 183 Mio.) und für die IV (+CHF 228 Mio.). Den grössten Anstieg gegenüber
dem Vorjahr verzeichneten die Ausgaben im Bereich Finanzen und Steuern, was der
Bund auf die hohen Anteile Dritter, v.a. der Kantone, an den Bundeseinnahmen
zurückführte; etwa beim Kantonsanteil der direkten Bundessteuer (+CHF 329 Mio.) oder
bei der Verrechnungssteuer (+CHF 662 Mio.). 
Schliesslich nahm der Überschuss auf dem Ausgleichskonto um CHF 5.5. Mrd. ab – das
ist der Betrag, der neu als Verrechnungssteuerreserven verbucht wurde. Die Schulden
auf dem Amortisationskonto, auf das die ausserordentlichen Einnahmen und Ausgaben
gebucht werden, stiegen hingegen Corona-bedingt um 10.5 Mrd. an. Das Defizit auf dem
Amortisationskonto betrug somit CHF 20.3 Mrd., wobei der Bundesrat dem Parlament
in der Zwischenzeit seinen Vorschlag zum Defizitabbau präsentiert hatte. Den
Finanzierungsbedarf deckte der Bundesrat durch eine Erhöhung der langfristigen
Verbindlichkeiten (+CHF 4.9 Mrd.) und durch eine Reduktion des Finanzvermögens (-
CHF 1.0 Mrd.), wodurch die Bruttoschulden nun wieder auf CHF 108.6 Mrd. oder 14.6
Prozent des nominalen BIP angestiegen waren. 2019 hatten sie mit 13.3 Prozent des
nominalen BIP ihren bisherigen Tiefststand erreicht. 47

In der Sommersession 2022 behandelte zuerst der Nationalrat die Staatsrechnung
2021 und begann die Diskussion mit einer allgemeinen Aussprache. Michel Matter (glp,
GE) und Mike Egger (svp, SG) stellten dem Rat die Staatsrechnung mit einem erneuten
Rekorddefizit vor. Das Defizit von CHF 12.2 Mrd. sei auf die ausserordentlichen,
Corona-bedingten Ausgaben zurückzuführen, betonte Michel Matter – und setzte die
Unterstützungsmassnahmen in der Folge mit der wirtschaftlichen Erholung und einem
BIP-Wachstum von 3.6 Prozent im Jahr 2021 in direkten Zusammenhang. Überdies hob
er den Anstieg an Einnahmen, aber auch an Ausgaben hervor. 
Die Fraktionssprecherinnen und -sprecher stellten in ihren Reden unterschiedliche
Aspekte der Staatsrechnung in den Mittelpunkt. Sandra Sollberger (svp, BL) und Alex
Farinelli (fdp, TI) erachteten in ihren Voten die steigenden Ausgaben als problematisch
und forderten eine strikte Einhaltung der Schuldenbremse sowie Zurückhaltung bei
neuen Ausgaben. Demgegenüber zeigte sich Alois Gmür (mitte, SZ) vor allem erfreut
darüber, dass die bewilligten Covid-19-Kredite von CHF 25 Mrd. nicht vollständig
ausgeschöpft worden seien – CHF 11 Mrd. davon habe der Bund «dank dem liberalen
Kurs des Bundesrates und des Parlamentes bei der Bewältigung der Pandemie» nicht
benötigt. Diesen Aspekt hob auch Ursula Schneider Schüttel (sp, FR) hervor, die sich
aber mit der geforderten Sparsamkeit der SVP- und FDP-Fraktion nicht einverstanden
zeigte: Etwa die Bekämpfung der Klimakrise bedürfe weiterer grosser finanzieller Mittel,
forderte sie. Gerhard Andrey (gp, FR) nahm insbesondere den Abbau der
ausserordentlich verbuchten Covid-19-Schulden in der Höhe von CHF 20.3 Mrd. ins
Visier, für welche er die Verwendung der Überschüsse auf dem Ausgleichskonto
bewarb. Auch Finanzminister Maurer stellte den eine Woche später zur Debatte
stehenden Schuldenabbau ins Zentrum und forderte «für die künftigen Jahre wieder
eine hohe Finanzdisziplin». Roland Fischer (glp, LU) hingegen störte sich an den zwei
Vorbehalten, welche die EFK zur Staatsrechnung vorgebracht hatte. Einerseits
kritisierte die Finanzkontrolle die Verbuchung von Covid-19-Härtefallmassnahmen für
das Jahr 2021, da die Kantone die entsprechenden Kosten noch nicht definitiv in
Rechnung gestellt hatten. In der Finanzierungsrechnung dürfen jedoch nur bereits
erfolgte Ein- oder Auszahlungen verbucht werden. Diese Problematik stellte sich aber
zum letzten Mal, da der Bund seine Staatsrechnung ab nächstem Jahr von der
Finanzierungs- auf die Erfolgsrechnung umstellt. Der Finanzminister argumentierte,
dass man aufgrund einer gemeinsamen Datenbank die Höhe der kantonalen
Härtefallhilfen per Ende 2021 kenne und er eine solche Verbuchung aufgrund der
Periodengerechtigkeit bevorzuge. Andererseits störte sich die EFK an den
Rückstellungen zur Rückerstattung der Verrechnungssteuer, die der Bundesrat sowohl
in der Erfolgs-, als auch in der Finanzierungsrechnung ausweist, obwohl diese weder
Einnahmen noch Ausgaben darstellen. Diese Buchungen «entsprechen nicht den
aktuellen gesetzlichen Grundlagen», kritisierte Fischer. Man habe diese Rückstellungen
nun während vier Jahren vorgenommen und das Parlament habe sie jeweils
oppositionslos verabschiedet, erwiderte der Finanzminister. Zudem löse sich ja auch
diese Problematik 2023 mit der Umstellung auf die Erfolgsrechnung von alleine. Trotz
dieser Vorbehalte empfahl die EFK die Staatsrechnung zur Annahme, die Kommission
zeigte sich damit einverstanden und formulierte keine Änderungsanträge. Hingegen
verlangte eine Minderheit Andrey, dass die gesamten Ausschüttungen der SNB jedes
Jahr gleich und somit wie im Vorjahr als ordentliche, nicht wie vom Bundesrat
vorgesehen als ausserordentliche Einnahmen verbucht würden. Der Finanzminister
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erläuterte, dass sich die Situation gegenüber dem Jahr 2020 verändert habe: Die neue,
seit 2021 geltende Vereinbarung mit der SNB unterscheide einen Grundbetrag von CHF
666 Mio., welchen man jedes Jahr ordentlich verbuchen wolle. Möglich seien aber auch
Zusatzausschüttungen in der Höhe von bis CHF 4 Mrd., wovon der Bund maximal 1.3
Mrd. erhält. Diese Zusatzausschüttungen, die für das Jahr 2021 CHF 1.3 Mrd. betragen,
seien jedoch deutlich unsicherer, weshalb der Bundesrat sie als ausserordentliche
Einnahmen verbuchen möchte, um bei ihrem Wegfall keinen Fehlbetrag in der
ordentlichen Rechnung aufzuweisen. Mit 125 zu 67 Stimmen lehnte der Nationalrat den
Minderheitsantrag Andrey gegen den Willen der Grünen- und der SP-Fraktion ab. In der
Gesamtabstimmung sprach sich der Rat mit 191 zu 1 Stimme (von Erich Hess; svp, BE) für
Annahme der Staatsrechnung 2021 aus und hiess auch die Rechnung des
Bahninfrastrukturfonds und des Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds
für das Jahr 2021 gut. 

Im Ständerat blieb zwei Tage später eine Diskussion zur Staatsrechnung aus. Auch
Kommissionssprecherin Gapany (fdp, FR) verwies in der Präsentation der Rechnung auf
die Vorbehalte der EFK, empfahl die Staatsrechnung aber im Namen der Kommission
zur Genehmigung. Einstimmig mit 40 zu 0 Stimmen folgte der Ständerat diesem Antrag
und nahm ebenfalls auch die Rechnungen des Bahninfrastrukturfonds und des
Nationalstrassen- und Agglomerationsverkehrsfonds für das Jahr 2021 einstimmig an. 48

Voranschlag

In der Wintersession 2019 behandelte der Ständerat als Erstrat den Voranschlag 2020.
Hannes Germann (svp, SH) stellte die Vorlage im Namen der Kommission vor. Er
bezeichnete die Budgetsituation als positiv, zumal trotz STAF und allgemein starkem
Ausgabenwachstum dank der Dynamik bei der direkten Bundessteuer und den
Verrechnungssteuern ein Überschuss erwartet werde. Er verwies auf die Nachmeldung
des Bundesrates vom 27. September 2019, in der dieser eine Nachzahlung von
Genossenschaftsbeiträgen an die Nationale Genossenschaft für die Lagerung
radioaktiver Abfälle in der Höhe von CHF 158 Mio. beantragt hatte. Nach einem
Überblick stellte er die Mehrheitsanträge der FK-SR kurz vor, die gegenüber der
Bundesratsvorlage Mehrausgaben von CHF 122.3 Mio. mit sich bringen würden. In der
Folge diskutierte der Ständerat ausschliesslich über diese Kommissionsanträge. 
Die Erhöhung der Unterstützung von Organisationen im Bereich der ausserschulischen
Kinder- und Jugendförderung um CHF 4 Mio. auf CHF 14 Mio. lehnte Bundesrat Maurer
als Bagatellsubvention ab; die Gewährung solcher sei aber nicht Aufgabe des Bundes,
erklärte er. Peter Hegglin (cvp, ZG) betonte hingegen, dass sich der Bund seit
Inkrafttreten des Kinder- und Jugendförderungsgesetzes im Jahr 2013 jährlich mit CHF
10 Mio. an diesen Organisationen beteilige. Da sich die Zahl der Anspruchsgruppen
seither stetig vergrössert habe, die Beträge des Bundes jedoch gleich geblieben seien,
seien die Beiträge an die einzelnen Organisationen um fast 40 Prozent gesunken. Mit 27
zu 13 Stimmen folgte die kleine Kammer der Kommission in diesem Punkt. 
Diskussionen gab es ansonsten nur noch bezüglich der Bildungsausgaben. Hier
beabsichtigte die Kommissionsmehrheit eine Erhöhung des Finanzierungsbeitrags an
die ETH (+CHF 30 Mio.), der Beiträge für die berufliche Bildung (+CHF 15 Mio.), der
Grundbeiträge an die Universitäten (+CHF 20 Mio.) und die Fachhochschulen (+CHF 15
Mio.), der Ausbildungsbeiträge (+CHF 764'100), der Finanzhilfen für WeBiG (+CHF
200'300), der Beiträge für die Institutionen der Forschungsförderung (+CHF 15 Mio.)
sowie der Forschungseinrichtungen von nationaler Bedeutung (+CHF 3.1 Mio.). Damit
nehme man wie bereits im Voranschlag 2019 Bezug auf die BFI-Botschaft 2017-2020,
wobei die darin beschlossenen Ausgaben später um 3 Prozent reduziert worden waren,
um die Kostenbremse einhalten zu können, erklärte Erich Ettlin (cvp, OW) für die
Kommission. Da es die Finanzlage des Jahres 2020 erlaube, wolle man hier zu den
ursprünglichen Beträgen zurückkehren, nicht aber in den Finanzplanjahren, dort müsse
man dies in den jeweiligen Voranschlägen neu diskutieren. Eine Minderheit Hefti (fdp,
GL) beantragte, dem Bundesrat zu folgen und auf die Erhöhungen zu verzichten. Der
Bund schenke dem Bildungsbereich – richtigerweise – bereits genügend
Aufmerksamkeit, die entsprechenden Ausgaben würden von CHF 7.7 Mrd. (2018) auf
voraussichtlich CHF 8.6 Mrd. (2023) ansteigen, argumentierte Hefti. Weitere,
«giesskannenartige» Erhöhungen sollten nicht zum Gewohnheitsrecht werden. Auch
Finanzminister Maurer lehnte die Erhöhung ab. Man habe damals die nicht eingetretene
Teuerung überall herausgerechnet, wie es das Parlament später im Rahmen der Motion
Dittli (fdp, UR; Mo. 16.3705) bestätigt habe, einzig den Bildungsbereich nehme das
Parlament immer wieder von dieser Änderung aus. Dennoch sprach sich der Ständerat
deutlich für die verschiedenen Erhöhungen aus. 
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Den übrigen Anträgen der Kommission folgte der Rat ohne grössere Diskussionen: Für
die finanzielle Unterstützung von Selbsthilfeprojekten bezüglich der Opfer von
fürsorgerischen Zwangsmassnahmen beantragte die Kommission eine Budgeterhöhung
von CHF 150'000 auf CHF 2 Mio. sowie eine Fortsetzung in den Finanzplanjahren. Da im
Parlament noch verschiedene Vorstösse für eine Fristverlängerung zur
Gesuchseinreichung für die Opfer von fürsorgerischen Zwangsmassnahmen hängig
seien und der Bundesrat Empfehlungen einer unabhängigen Expertenkommission
«Administrative Versorgung» prüfe, solle dieser Betrag als Spielraum für solche Projekte
geschaffen werden, erklärte Christian Levrat (sp, FR) für die Kommission. Mit 27 zu 13
Stimmen sprach sich der Ständerat für diese Erhöhung aus. Im Sportbereich erhöhte er
einstimmig die Kredite für Sportverbände und andere Organisationen (+CHF 10 Mio.),
für nationale Sportanlagen (+CHF 5 Mio.) und für Wertberichtigungen im
Transferbereich (+CHF 5 Mio.) in Voranschlag und Finanzplan, um den «Zeitraum bis
zum frühestens für 2022 vorgesehenen Inkrafttreten des nächsten Nationalen
Sportanlagenkonzepts zu überbrücken», wie Hannes Germann zuvor für die Kommission
erklärt hatte. Den Kredit für Schweiz Tourismus erhöhte der Rat zur Umsetzung des vom
Parlament gefassten Beschlusses zur Wirtschaftsförderung um CHF 2.375 Mio.
Einstimmig nahm der Ständerat in der Folge den Bundesbeschluss Ia über den
Voranschlag für das Jahr 2020 an. 
Einen Änderungsantrag stellte die Kommission noch für den Bundesbeschluss Ib über
die Planungsgrössen im Voranschlag für das Jahr 2020: Hier beabsichtigte sie, die
Aufstockung bei den Institutionen der Forschungsförderung dem Schweizerischen
Nationalfonds zukommen zu lassen, während die Minderheit Hefti diese Vorschrift
genauso ablehnte wie die Erhöhung selbst. Einstimmig nahm der Ständerat die
Änderung an. Der Bundesbeschluss II über den Finanzplan für die Jahre 2021-2023
bedarf keiner Gesamtabstimmung, hingegen stimmte der Ständerat dem
Bundesbeschluss III über die Entnahmen aus dem Bahninfrastrukturfonds für das Jahr
2020 sowie dem Bundesbeschluss IV über die Entnahmen aus dem Nationalstrassen-
und Agglomerationsverkehrsfonds für das Jahr 2020 einstimmig zu. 49

Im August 2021 präsentierte der Bundesrat den Voranschlag 2022 mit integriertem
Aufgaben- und Finanzplan 2023-2025. Dabei rechnete er mit einer Normalisierung der
Haushaltslage im Budgetjahr, welche sich durch ein ausgeglichenes ordentliches Budget
für das Jahr 2022 (ordentliches Finanzierungsergebnis: CHF 23 Mio.) und durch
verglichen mit dem Vorjahr deutlich tieferen ausserordentlichen Ausgaben (CHF 925
Mio. statt CHF 4.1 Mrd. im Vorjahr) auszeichnen sollte. Gegenüber dem Voranschlag des
laufenden Jahres veranschlagte der Bundesrat einen Anstieg der ordentlichen
Einnahmen um CHF 1.3 Mrd. auf CHF 77.1 Mrd., welchen er auf höhere Beiträge bei der
Gewinnsteuer und einen erneuten Anstieg der Verrechnungssteuer – bei gleichzeitigem
Sinken der Stempelsteuer-Einnahmen aufgrund der geplanten Abschaffung der
Emissionsabgabe auf Eigenkapital – zurückführte. Gleichzeitig rechnete er mit einer
Reduktion der ordentlichen Ausgaben um CHF 720 Mio. auf ebenfalls CHF 77.1 Mrd.,
zumal das Ausgabenwachstum tiefer ausfallen sollte als das erwartete
Wirtschaftswachstum und damit als das erwartete Einnahmenwachstum und weil 2022
tiefere Corona-Ausgaben anfallen sollten. Bei hohen ausserordentlichen Einnahmen
(CHF 1.5 Mrd.) durch die Zusatzausschüttungen der SNB sollte somit ein deutlich
positives Finanzierungsergebnis von CHF 619 Mio. und ein struktureller Überschuss von
CHF 640 Mio. resultieren. Dabei rechnete er mit einem Wachstum des realen BIP von
3.3 Prozent, also mit einem leicht tieferen Wachstum, als für das Vorjahr vorgesehen
gewesen war (3.6%), sowie mit einer gleichbleibenden Teuerung (0.5%). Trotz der
Normalisierung der Haushaltslage budgetierte der Bundesrat erneut CHF 1.2 Mrd. zur
Bekämpfung der Corona-Pandemie, welche er insbesondere für Bürgschaftsverluste,
Impfstoffe und zur Unterstützung der Eventbranche und des Tourismus einzusetzen
plante. Keine entsprechenden Ausgaben veranschlagte er hingegen für die
Finanzplanjahre, in denen er trotz reduzierten Einnahmen aufgrund der
Mehrwertsteuererhöhung im Rahmen der AHV 21, der Abschaffung der Industriezölle
sowie der Verrechnungssteuerreform jeweils ein mehr oder weniger ausgeglichenes
Finanzierungsergebnis erwartete. Bereits im Bericht zum Voranschlag 2022 kündigte
der Bundesrat jedoch an, dass er womöglich noch vor Behandlung des Geschäfts im
Parlament eine Nachmeldung zum Voranschlag nachreichen werde. 50
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Mitte September 2022 präsentierte der Bundesrat seinen Nachtrag II zum Voranschlag
2022. Mit diesem legte er dem Parlament 24 Nachtragskredite über CHF 5.6 Mrd. vor,
von denen CHF 4.9 Mrd. ausserordentlich verbucht werden sollten und CHF 4.3 Mrd.
zuvor von der FinDel dringlich bewilligt worden waren. Im Unterschied zu den letzten
zwei Jahren war jedoch nicht mehr die Corona-Pandemie für die ausserordentlichen
Verbuchungen verantwortlich, sondern die Energie-Krise und der Ukraine-Krieg. Dabei
sollte das Parlament insbesondere Nachtragskredite über CHF 4 Mrd. für den
Rettungsschirm für die Elektrizitätswirtschaft und über CHF 1.2 Mrd. für den
Schutzstatus S, für das Asylverfahren, für Sozialhilfepauschalen an die Kantone sowie
für den Eigenaufwand des Bundes genehmigen. Einen Verpflichtungskredit über CHF 10
Mrd. für subsidiäre Finanzhilfen zur Rettung systemkritischer Unternehmen der
Elektrizitätswirtschaft hatte das Parlament bereits bei Schaffung des entsprechenden
Bundesgesetzes gutgeheissen. 
Darüber hinaus beantragte der Bundesrat CHF 160 Mio. für die Erstellung des mit Heizöl
oder Gas betriebenen Reservekaftwerks in Birr sowie CHF 470 Mio. als
Verpflichtungskredit für den Betrieb des Kraftwerks. Aufgrund der Erhöhung des SNB-
Leitzinses rechnete der Bund mit höheren Passivzinsen sowie grösseren Ausgaben etwa
bei den Rückerstattungen der Verrechnungssteuer. Folglich beantragte er in diesem
Bereich zusätzliche CHF 135 Mio. Auch Corona-bedingte Kredite waren zu verzeichnen,
so fiel durch die Ausdehnung der Unterstützungsperiode beim touristischen Verkehr
und dem Ortsverkehr ein Nachtragskredit in der Höhe von CHF 42 Mio. an. Zudem
sollten zur Erhöhung des bestehenden Verpflichtungskredits zur Beschaffung von
Sanitätsmaterial und Impfstoffen gegen Covid-19 CHF 60 Mio. als Verpflichtungskredit
gesprochen werden. Zusätzliche Zahlungen musste der Bund schliesslich auch an die
ALV (CHF 17.5 Mio.) und die IV (CHF 16 Mio.) leisten, weil die Lohnsumme bei der ALV zu
tief geschätzt und 2021 ein zu geringer Betrag ausbezahlt worden war und weil die Zahl
der EL-Beziehenden sowie der Anteil des Bundes an den EL zur IV angestiegen waren.
Beantragt wurde auch ein weiterer Verpflichtungskredit für den Kauf des Gebäudes des
«SwissTech Convention Centers» (CHF 146 Mio.). 51
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Ende September 2022 und Ende Oktober 2022 vermeldete der Bundesrat zwei
Nachmeldungen zum Voranschlag 2023 über insgesamt CHF 4.05 Mrd., wobei der
Grossteil davon – CHF 4 Mrd. – für den Rettungsschirm für die Elektrizitätswirtschaft
eingeplant war. Vergleichsweise kleinere Beträge fielen für eine Erhöhung der
Mietzinsmaxima bei den Ergänzungsleistungen zur AHV und IV (CHF 20.9 Mio. und CHF
10.7 Mio.), für das Globalbudget des SEM aufgrund der gestiegenen Anzahl Asylgesuche
(CHF 14.5 Mio.) sowie für die Covid-19-Impfungen 2023 (CHF 6 Mio.) an. Hingegen
wurde das Bundesbudget durch einen Ausfall einer Beitragszahlung an die EU (CHF 63
Mio.) sowie durch die Ablehnung der Verrechnungssteuerreform, wodurch die
Regierung Mehreinnahmen bei der Verrechnungssteuer (CHF 15 Mio.) und den
Stempelabgaben (CHF 25 Mio.) erwartete, verbessert. 52
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